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i 
GutachtenauftraG  
und GliederunG

in ihrem koalitionsvertrag hat die regierungskoalition aus cdu/csu und sPd im 
März 2018 die schaffung eines rechtsanspruchs auf ganztagsbetreuung für grund-
schulkinder bis zum Jahr 2025 vereinbart .1 damit stellt sich die Frage nach dessen 
konkreter Ausgestaltung . Vor diesem hintergrund haben Arbeiterwohlfahrt bun-
desverband (AWO), die stiftung Mercator, die bertelsmann stiftung und die robert 
bosch stiftung gemeinsam einen kontinuierlichen Austausch der an der gestaltung 
und umsetzung des rechtsanspruchs beteiligten Akteure sowie expert*innen initi-
iert . in bislang drei thematisch aufeinander aufbauenden Workshops wurde darüber 
beraten, wie eine qualitativ hochwertige umsetzung des rechtsanspruchs aussehen 
kann . im rahmen dieser expert*innenrunde wurde das vorliegende rechtsgutachten 
in Auftrag gegeben .

inhalt des gutachtenauftrags ist es, mögliche regelungsoptionen von Quali-
tätsfragen im ganztag auf bundesebene unter berücksichtigung der interessen und 
Perspektiven der bundesländer zu erarbeiten . das gutachten baut dabei auf zwei 
vorgängigen rechtsgutachten von Johannes Münder auf, die dieser im Juni 2017 im 
Auftrag des bundesministeriums für Familie, senioren, Frauen und Jugend  (bMFsFJ)2 
bzw . im dezember 2018 für die bertelsmann stiftung3 erstattet hat . 

im folgenden Abschnitt wird zunächst der bundespolitische hintergrund der 
schaffung eines rechtsanspruchs auf ganztagsbetreuung für grundschulkinder dar-
gestellt (ii .1 .) . es werden die unterschiedlichen Modelle zum schulischen ganztag und 
die entwicklungen in den bundesländern in den blick genommen (ii .2 .) sowie die 
bisher vorliegenden Überlegungen des expert*innenkreises zu den Qualitätskriteri-
en zusammengefasst (ii .3 .) . in bezug auf die Option eines kooperativ angelegten Vor-
gehens zwischen bund und ländern wird das kita-Qualitätsgesetz (kiQutg) als 
mögliches Modell für die Qualitätssteuerung vorgestellt; auch die dagegen vorge-
brachten kritikpunkte werden kurz beleuchtet (ii .4 .) . darauf folgend werden die zen-
tralen Aussagen der rechtsexpertisen von Münder mit blick auf den gutachtenauf-
trag dargestellt (ii .5 .) . 

im iii . Abschnitt werden die kompetenzen des bundes zur regelung von Quali-
tätskriterien für die betreuung und Förderungen von grundschulkindern verfas-
sungsrechtlich geprüft . es wird dabei untersucht, inwiefern dem bund für Vorschrif-
ten über Qualitätskriterien bei der ganztagsbetreuung die konkurrierende 
gesetzgebungskompetenz nach Art . 74 Abs . 1 nr . 7 gg im bereich der „öffentlichen 
Fürsorge“ zusteht (iii .1 .) . sodann werden die grenzen der gesetzgebungskompetenz 
des bundes mit blick auf die zuständigkeit der länder für den schulbereich, speziell 

1  koalitionsvertrag, 19 . legislaturperiode, s . 11 rn . 315 f ., s . 20 rn . 753–760 .
2  Münder, sicherung der Qualität, 2018 .
3  Münder, bedarfsdeckende Förderung und betreuung, 2017 .

einheitliche Qualitäts kriterien für den ganztag im grundschulalter 
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mit blick auf die normierung von Qualitätsvorgaben, genauer dargelegt (iii .2 .) . dabei 
wird auch der Vorrang des schulrechts gegenüber den leistungen des sgb Viii be-
trachtet (iii .3 .) . es werden sodann die Vorgaben der subsidiaritätsklausel des Art . 72 
Abs . 2 gg geprüft . es wird gefragt, ob die Festlegung von Qualitätskriterien für den 
ganztagsbereich zur herstellung gleichwertiger lebensverhältnisse im bundesge-
biet bzw . zur Wahrung der Wirtschaftseinheit erforderlich ist und welche spielräume 
und begrenzungen sich für entsprechende bundesgesetzliche regelungen ergeben 
(iii .4 .) . gemäß dem gutachtenauftrag wird im Anschluss untersucht, inwiefern ein 
kooperatives regelungsmodell entsprechend dem kiQutg auch für die ganztagsbe-
treuung mit blick auf die gesetzgebungskompetenz des bundes und die finanzver-
fassungsrechtlichen bestimmungen des grundgesetzes zulässig wäre (iii .5 .) . 

in Abschnitt iV . befasst sich das gutachten mit den Möglichkeiten einer bundes-
förderung von investiven Maßnahmen im ganztagsbereich entsprechend der neu ge-
fassten regelung in Art . 104c gg .

unter V . werden die wesentlichen ergebnisse der verfassungsrechtlichen Prü-
fung zusammenfassend dargestellt, um auf dieser grundlage abschließende Über-
legungen für eine gestufte umsetzung von Qualitätsstandards durch bundesrecht  
zu formulieren (Abschnitt Vi .) .

gutachtenauftrag und gliederung
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ii 
hinterGrund  
und ProBlemstellunG

1 BundesPolitische entWicklunGen zum  
ansPruch auf GanztaGsBetreuunG 

a. Vereinbarungen im koalitionsvertrag
die einführung eines rechtsanspruchs auf ganztagsbetreuung wird von der regie-
rungskoalition aus cdu, csu und sPd als bestandteil einer Politik betrachtet, bei 
der „Familien und kinder im Mittelpunkt stehen sollen“ .4 zur erreichung dieses ziels 
vereinbarten die Parteien in Abschnitt iii . (Familien) und iV . (bildung) ihres koaliti-
onsvertrags die Förderung des Ausbaus von kindertageseinrichtungen5 sowie die 
„einführung eines rechtsanspruchs im grundschulalter bis 2025“6 . namentlich heißt  
es dort: 

Wir werden einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter 
schaffen. Dabei werden wir auf Flexibilität achten, bedarfsgerecht vorgehen und die 
Vielfalt der in den Ländern und Kommunen bestehenden Betreuungsmöglichkeiten 
der Kinder- und Jugendhilfe und die schulischen Angebote berücksichtigen. Für die 
Ausgestaltung wollen wir das Sozialgesetzbuch VIII nutzen. Um diesen Rechtsan-
spruch bis 2025 zu verwirklichen, bedarf es konkreter rechtlicher, finanzieller und 
zeitlicher Umsetzungsschritte, die wir in einer Vereinbarung von Bund und Ländern 
unter Einbeziehung der kommunalen Spitzenverbände festlegen werden. Dabei wird 
der Bund sicherstellen, dass insb. der laufenden Kostenbelastung der Kommunen 
Rechnung getragen wird.7 

Weiter heißt es im Abschnitt „bildung“:
Zur Verbesserung der Bildung werden wir eine Investitionsoffensive für Schulen auf 
den Weg bringen. Diese umfasst zusätzlich zum laufenden Schulsanierungspro-
gramm die Unterstützung der Länder bei ihren Investitionen in die Bildungsinfrastru-
kur, insb. Ganztagsschul- und Betreuungsangebote […].8 Wir werden ganztägige 
 Bildungs- und Betreuungsangebote für alle Schüler*innen im Grundschulalter er-
möglichen. Wir werden deshalb einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für 
alle Kinder im Grundschulalter schaffen. Dafür werden wir gemeinsam mit den Län-
dern die Angebote so ausbauen, dass der Rechtsanspruch im Jahre 2025 erfüllt wer-
den kann. Der Bund stellt für Investitionen in Ganztagsschul- und Betreuungsange-
bote 2 Mrd. EUR zur Verfügung.9 

4  koalitionsvertrag, 19 . legislaturperiode, s . 11 rn . 311 ff ., 332 ff ., s . 20 rn . 735 ff . 
5  ebd ., s . 20 rn . 736 ff . 
6  ebd ., s . 20 rn . 753 .
7  ebd ., s . 20 rn . 753 ff .
8  ebd ., s . 28 rn . 1139 ff .
9  ebd ., s . 28 rn . 1147–1161 .

einheitliche Qualitäts kriterien für den ganztag im grundschulalter 



13

die einführung einer flächendeckenden ganztagsbetreuung zielt dabei in zwei rich-
tungen . einerseits soll der betreuungsanspruch die erwerbsfähigkeit von eltern, 
insb . von Müttern, unterstützen und damit die gleichberechtigung von Männern und 
Frauen voranbringen .10 erklärtes ziel ist die „bessere Vereinbarkeit von Familie und 
beruf“ .11 Andererseits sollen durch die ganztagsschul- und betreuungsangebote die 
bildungschancen der kinder verbessert werden .12 langfristig soll dies auch der Wirt-
schaftsleistung zugutekommen . 

b. konkretisierung durch das federführende Bundesministerium
Mittlerweile sind auf dem Weg zum rechtsanspruch verschiedene schritte erfolgt . 
es hat sich eine Arbeitsgemeinschaft aus bund und ländern unter beteiligung der 
kommunalen spitzenverbände konstituiert, welche die umsetzung und Ausgestal-
tung des rechtsanspruchs im rahmen des sgb Viii begleitet . bundesfamilienmi-
nisterin Franziska giffey hat angekündigt, sie wolle bis „spätestens Anfang 2020“ 
einen gesetzesentwurf zum rechtsanspruch auf ganztagsbetreuung vorlegen .13 sie 
konkretisierte das Vorhaben dahingehend, dass Vereinbarkeit von Familie und beruf 
sowie bildungsgerechtigkeit als ziele im Vordergrund stehen sollen . unter „ganz-
tag“ seien fünf tage in der Woche mit einer betreuung von 08:00 bis mindestens 
16:00 uhr zu verstehen . die Ministerin stellte heraus, dass Mittagessen sowie haus-
aufgabenbetreuung wichtige bestandteile einer ganztagsbetreuung darstellen . in 
ihrer Mitteilung kündigte sie außerdem an, der Anspruch könne möglicherweise zu-
nächst schrittweise für die erste und zweite klasse eingeführt werden . bezüglich der 
höhe der finanziellen beteiligung durch den bund hat die regierung derzeit 2 Mrd . 
eur eingeplant .14 

2 stand und ausGestaltunG des GanztaGs in den 
Bundesländern

a. definition des Ganztags
Wann genau ein betreuungsangebot als „ganztag“ bezeichnet werden kann, wird 
nicht einheitlich beantwortet . nach der ursprünglichen definition der kultusminister-
konferenz (kMk) zur statistischen erfassung muss an mindestens drei tagen in der 
Woche ein ganztägiges Angebot unter Verantwortung der schulleitung, ggf . in pä-
dagogischer zusammenarbeit mit einem außerschulischen träger, von mindestens 
sieben stunden bereitgestellt werden .15 

10 ebd ., s . 23 rn . 930 ff .
11 ebd ., s . 20 rn . 765 . 
12 ebd ., s . 28 rn . 1123 ff . 
13 hannoversche Allgemeine zeitung vom 14 .05 .2019, s . 3 .
14 bMFsFJ, Pressemitteilung vom 25 .09 .2018, s . 1 .
15 nach der kMk-definition für den ganztag müssen folgende kriterien erfüllt sein (vgl . kMk-statistik 2018 s . 4 f .): 
 es muss/müssen
 (1 .)  an mindestens drei tagen in der Woche ein ganztägiges Angebot für die schüler*innen bereitgestellt 

werden, das täglich mindestens sieben zeitstunden umfasst, 
 (2 .)   an allen tagen des ganztagsschulbetriebs den teilnehmenden schüler*innen ein Mittagessen bereitge-

stellt werden, 
 (3 .)  die ganztagsangebote unter der Aufsicht und Verantwortung der schulleitung organisiert und in enger 

kooperation mit der schulleitung durchgeführt werden sowie in einem konzeptionellen zusammenhang 

hintergrund und Problemstellung
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die meisten ganztagsschulen gehen schon heute über die nach der kMk-definition 
geforderte gesamtzeit von mindestens sieben stunden an drei tagen in der Woche 
hinaus und stellen an vier oder fünf tagen in der Woche ein Angebot von acht stun-
den oder mehr bereit .16 das deutsche Jugendinstitut (dJi) unterscheidet in seinen 
erhebungen bei den betreuungszeiten nach „Über-Mittag-betreuung“, betreuung bis 
14:30 uhr und betreuung bis mindestens 16:00 uhr .17 i . d . r . ist die Über-Mittag-be-
treuung dabei nicht als ganztagsangebot im eigentlichen sinne zu qualifizieren; sie 
wird aber teilweise von den ländern statistisch nicht klar von den ganztagsangebo-
ten im sinne der kMk-definition abgegrenzt .18

b. unterschiedliche formen der Ganztagsbetreuung
in bezug auf ganztagsangebote lässt sich in den bundesländern eine große hetero-
genität der Formen und Ausgestaltung ausmachen .19 es wird auch von einer „zerklüf-
teten ganztags(schul)landschaft“ gesprochen .20 Übergreifende differenzierungen 
lassen sich in bezug auf die Verpflichtung zur teilnahme (unter 1), die Verzahnung 
von unterricht und ganztagsangebot (unter 2) sowie in bezug auf die rechtlich prä-
ferierten Modelle in den bundesländern (unter 3) treffen . 

(1) gebundener und offener ganztag
die unterschiedlichen Formen lassen sich insb . danach unterscheiden, ob die teil-
nahme am ganztagsangebot für die schüler*innen fakultativ oder verpflichtend ist . 
Offene ganztagsschulen sind grundsätzlich so ausgestaltet, dass das nachmittag-
sangebot fakultativ angeboten wird, also nicht von der schulpflicht umfasst ist . in teil-
gebundenen ganztagsschulen nimmt nur ein teil der schüler*innen (z . b . bestimmte 
klassenstufen oder einzelne klassen) verbindlich am ganztag teil .21 Voll gebundene 
ganztagsschulen sehen für alle schüler*innen ein verpflichtendes curriculum bis in 
den nachmittag vor; die schulpflicht gilt dann über den gesamten schultag .22 
 

mit dem unterricht stehen .
 Mit beschluss aus dem Jahr 2015 wurde die letztgenannte Voraussetzung zur Aufsicht und Verantwortung der 
schulleitung für den offenen ganztag den tatsächlichen gegebenheiten einer zunehmenden bedeutung der 
Jugendhilfe im hortbereich angepasst . es reicht nunmehr, dass „die schulleitung auf der basis eines gemeinsa-
men pädagogischen konzeptes mit einem außerschulischen träger kooperiert und eine Mitverantwortung der 
schulleitung für das Angebot besteht“ (kMk-statistik 2018, s . 6 .) .
16  kMk 2015, s . 5 f .
17  Alt et al ., umsetzung des rechtsanspruchs, 2019, s . 6 .
18  Autorengruppe bildungsberichterstattung 2018, s . 98, 299 .
19  eine ausführliche darstellung der Modelle in den bundesländern findet sich bei berkemeyer, Ausbau von 

ganztagsschulen, 2015 .
20  lange et al ., kinderbetreuung im grundschulalter, 2017, s . 44 .
21  Aus sicht der ganztagsschulkinder spielt der unterschied zwischen der voll und der teilweise gebundenen 

Form keine rolle; sofern die kinder am ganztagsbetrieb teilnehmen, besteht für sie eine Verpflichtung zur 
teilnahme . insofern wird meistens auf die unterscheidung verzichtet; siehe lange et al ., kinderbetreuung im 
grundschulalter, 2017, s . 17 .

22  kMk-statistik 2018, s . 5; vgl . auch hanschmann, staatliche bildung und erziehung, 2017, s . 68 ff . mit den 
jeweiligen (landes-)schulgesetzlichen regelungen . 

einheitliche Qualitäts kriterien für den ganztag im grundschulalter 
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(2) Additive und (teil-)integrative Ausgestaltung
bezüglich der Ausgestaltung des ganztags, speziell mit blick auf die Verknüpfung zu 
den unterrichtseinheiten, lässt sich zwischen integrativen, teilintegrativen und addi-
tiven Modellen unterscheiden .

so folgt der gebundene ganztag i . d . r einem integrativen Ansatz . er steht unter 
der Aufsicht und -Verantwortung der schule und folgt einem pädagogischen ge-
samtkonzept, auch wenn einzelne bildungs- und betreuungsangebote in zusam-
menarbeit mit trägern der Jugendhilfe und auch anderen außerschulischen koope-
rationspartnern erbracht werden .23 in der bildungswissenschaftlichen literatur wird 
hervorgehoben, dass gerade die Form der gebundenen, rhythmisierten ganztags-
schule geeignet ist, schüler*innen besser zu fördern, Potenziale zu entwickeln und 
sozialen benachteiligungen, vor allem bei kindern aus bildungsfernen elternhäusern, 
entgegenzuwirken .24 gleichzeitig sind integration und rhythmisierung i . d . r . mit ei-
nem hohen Abstimmungsbedarf verbunden .25

demgegenüber folgt der offene ganztag regelmäßig einem additiven oder tei-
lintegrativen Modell . da die teilnahme an den nachmittagsangeboten des offenen 
ganztags nicht verpflichtend ist, kann der unterricht i . d . r . auch nicht einfach in den 
nachmittag hinein rhythmisiert werden . Allerdings können die Angebote der ganz-
tagsbetreuung auf den unterricht in unterschiedlicher Weise abgestimmt sein . die in 
den bundesländern existierenden unterschiedlichen Modelle des offenen ganztags 
lassen sich am besten in einem kontinuum denken, auf dessen einer seite von einer 
weitgehenden trennung zwischen schulischem unterricht und dem nachmittägli-
chen betreuungsangebot auszugehen ist (rein additives Modell), während auf der 
anderen seite ein ganzheitliches pädagogische konzept der schule und eine (weit-
gehende) Abstimmung der betreuungs- und Förderangebote auf den verpflichten-
den teil des schulangebots steht (teilintegratives Modell) .26

(3) Präferierte Modelle der bundesländer
das dJi systematisiert die vorherrschenden Modelle in den bundesländern in drei 
gruppen .27 die erste gruppe bilden die bundesländer mit (fast) ausschließlich schu-
lischem ganztagsangebot (Präferenz der offenen ganztagsschule) . so haben berlin, 
hamburg, nordrhein-Westfalen und thüringen zugunsten des Ausbaus der ganz-
tagsschule entschieden, den hort in schulische Verantwortung überführt und in ih-
rem schulrecht verankert .28 dieses Modell bietet gegenüber dem hortmodell vor al-
lem die Option, das offene ganztagsangebot integrativ fortzuentwickeln und in eine 
gebundene Form zu überführen . 

23  zu den verschiedenen kooperationen mit außerschulischen trägern der Jugendhilfe, aber auch Vereinen, 
stiftungen, Musikschulen etc . siehe kMk 2015, s . 8 f .; steg 2015, schulleitungsbefragung, s . 32–38 .

24  zusammenfassend blossfeld et al ., zwischenbilanz ganztagsgrundschulen, 2013, s . 101 ff .; vgl . auch solga, 
ungleichheiten in bildung, 2009, s . 23 und 43; hanschmann, staatliche bildung und erziehung, 2017, s . 71 . 

25  graßhoff et al ., np 2/2019, 147, 153 .
26  Alt et al ., umsetzung des rechtsanspruchs, 2019, s . 3; daten basierend auf dem bildungsbericht 2018 .
27  lange et al ., kinderbetreuung im grundschulalter, 2017, s . 45 .
28  ebd .

hintergrund und Problemstellung
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die zweite gruppe bildet das hortmodell (kooperation von ganztagsschule und 
hort), das nur teilweise in den schulgesetzen geregelt ist29 und ansonsten über die 
Vorschriften zur tagesbetreuung im kinder- und Jugendhilferecht umgesetzt wird .30 
da der hort in den ostdeutschen bundesländern traditionell verbreitet ist, finden sich 
in Mecklenburg-Vorpommern, brandenburg, sachsen und sachsen-Anhalt vornehm-
lich kooperationsmodelle mit trägern der Jugendhilfe, die aber i . d . r . räumlich und 
konzeptionell eng mit der schule verzahnt sind .31 in der Praxis kann das hortmodell 
der offenen ganztagsförderung sehr ähnlich oder sogar mit dieser praktisch iden-
tisch sein .32 

demgegenüber zeigt sich bei einer Vielzahl westdeutscher Flächenländer wie 
baden-Württemberg, bayern, hessen, bremen, niedersachsen, rheinland-Pfalz, 
saarland und schleswig-holstein ein nebeneinander von hort und ganztagsschule . 
es kann von einem „Angebotsmix“ gesprochen werden, wobei hort und schule nicht 
selten unabhängig voneinander ausgestaltet sind, aber auch (teil-)integrativ gestaltet 
sein können .33 soweit vor Ort mehrere Angebotsformen vorhanden sind, können die 
eltern entscheiden, welches Modell sie bevorzugen; andernfalls sind sie auf das An-
gebot angewiesen, das an der jeweiligen schule zur Verfügung steht . 34

c. Betreuungsquoten und Bedarfe in den Bundesländern
Aufgrund der verschiedenen datenquellen für hort und ganztagsschule sowie der 
doppelerfassung in einzelnen bundesländern ist es nicht möglich, eine exakte ganz-
tagsquote für grundschulkinder auszuweisen; es lassen sich aber näherungsweise 
zahlen auf der grundlage der kMk- und der kinder- und Jugendhilfestatistik bestim-
men .35 

(1) betreuungsquoten nach bundesländern
trotz der stetigen Ausweitung der ganztagsbetreuung in grundschulen36 bestehen 
weiterhin große regionale disparitäten . Während die betreuungsquote in den ost-

29  Vgl . die länderberichte bei berkemeyer, Ausbau von ganztagsschulen, 2015, s . 10–56 .
30  siehe exemplarisch § 2 Abs . 1 s . 1 kitag brbg: „kinder vom vollendeten ersten lebensjahr bis zur Versetzung  

in die fünfte schuljahrgangsstufe haben einen rechtsanspruch auf erziehung, bildung, betreuung und 
Versorgung in kindertagesstätten […] . § 2 Abs . 3 s . 1 kitag brbg: „der Anspruch nach Abs . 2 ist für kinder im 
Alter bis zur einschulung mit einer Mindestbetreuungszeit von sechs stunden und für kinder im grundschul-
alter mit einer Mindestbetreuungszeit von vier stunden erfüllt .

31  lange et al ., kinderbetreuung im grundschulalter, 2017, s . 45 .
32  zur empirischen einordnung unterschiedlicher Organisationsmodelle siehe graßhoff, np 2/2019, 147 (153 f .) .
33  siehe die Übersicht über die Angebotsformen und Mindeststandards in den bundesländern bei lange et al ., 

kinderbetreuung im grundschulalter, 2017, s . 31 ff .
34  Alt et al ., umsetzung des rechtsanspruchs, 2019, s . 3 .
35  Autorengruppe bildungsberichterstattung 2018, s . 98 .
36  so ist die zahl der in einer ganztagsbetreuung versorgten kinder im laufe der Jahrzehnte stetig gestiegen: 

besuchten 1970 lediglich 0,4 % der westdeutschen kinder eine ganztagsschule oder waren in einer nach-
mittagsbetreuung untergebracht, betrug die Quote im Jahr 2002 bereits etwa 10 % . Während im Jahr 2006 
die betreuungsquote bei 21 % lag, ist sie nach der offiziellen statistik im Jahr 2017 auf 48 % gestiegen;  
vgl . Autorengruppe bildungsberichterstattung 2018, s . 98 und 299 . dieser Anstieg ist hauptsächlich auf   
das investitionsprogramm „zukunft bildung und betreuung“ (izbb) (laufzeit 2003–2009) zurückzuführen, 
mit dem der bund auf die ersten ergebnisse der PisA-studie reagiert hat . im rahmen dieses investitions-
programms hat er den ländern insgesamt 4 Mrd . eur zur Verfügung gestellt; vgl . kMk-statistik 2018, s . 4 .

einheitliche Qualitäts kriterien für den ganztag im grundschulalter 
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deutschen ländern bereits seit mehreren Jahrzehnten grundsätzlich deutlich über 
dem bundesdeutschen durchschnitt liegt (derzeit 78,1 %), stellen die westdeutschen 
bundesländer regelmäßig weitaus weniger Möglichkeiten zur ganztagsbetreuung 
bereit (derzeit 40,6 %), wobei die regionalen unterschiede mit betreuungsquoten 
von etwa 20 % in baden-Württemberg bis 90 % in hamburg teilweise extrem ausfal-
len .37 

bundesland Alt et al . 2019 Alt et . al . 2018

hamburg 90,5 % 89 %

sachsen 86,4 % 86 %

thüringen 84,3 % 84 %

brandenburg 80,1 % 88 %

sachsen-Anhalt 72,2 % 79 %

berlin 71,8 % 79 %

Mecklenburg-Vorpommern 67,4 % 78 %

saarland 56,8 % 58 %

bremen 52,5 % 58 %

niedersachsen 45,0 % 46 %

nordrhein-Westfalen 44,3 % 46 %

hessen 43,2 % 45 %

bayern 42,4 % 41 %

rheinland-Pfalz 42,1 % 42 %

schleswig-holstein 29,9 % 35 %

baden-Württemberg 20,5 % 21 %

 
* ebd ., s . 4, basierend auf den daten des bildungsberichts 2018: Autorengruppe bildungsberichterstattung 2018 . 
** Alt et al ., dJi-kinderbetreuungsreport 2018, s . 27, basierend auf der dJi-kinderbetreuungsstudie 2017: lange et al .,  
kinderbetreuung im grundschulalter, 2017 .

tabelle 1: betreuungsquoten nach bundesländern

(2) betreuungsbedarfe
Auch der tatsächliche bedarf nach betreuung für kinder im grundschulalter vari-
iert zwischen den bundesländern .38 so kommt das dJi auf einen betreuungsbedarf 
für das gesamte bundesgebiet von etwa 71 bis 73 % .39 unter zugrundelegung dieser 
Werte müsste aktuell in absoluten zahlen eine lücke von 665 .000 fehlenden be-

37   Alt et al ., umsetzung des rechtsanspruchs, 2019, s . 4 f .
38   siehe etwa lange et al ., kinderbetreuung im grundschulalter, 2017, s . 58 . 
39  Alt et al ., umsetzung des rechtsanspruchs, 2019, s . 9; Alt et al ., dJi-kinderbetreuungsreport 2018,  

s . 29 ff . die kultusminister*innen der bundesländer gehen in ihrer aktuellsten schätzung vom 6 . Juni sogar 
von einer betreuungsquote von 90 % aus, da sie erwarten, dass sich die elternwünsche mit einem rechts-
anspruch verändern .
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treuungsplätzen geschlossen werden . die bedarfslücke vermindert sich auf 322 .000 
Plätze, soweit man nur jene bedarfe zugrunde legt, die über einen zeitlichen rahmen 
bis 14:30 uhr hinausgehen .40 

d. Geschätzte kosten des Ganztagsausbaus 
Wie hoch die kosten sind, um den bedarf bis zum Jahr 2025 zu schließen, wurde in 
Modellrechnungen von klemm und zorn 2017 im Auftrag der bertelsmann stiftung 
und aktuell vom dJi 2019 ermittelt . in bezug auf die jährlichen investitionskosten 
kommen beide studien zu ähnlichen zahlen . so geht das dJi bei einem Ausbau um 
665 .000 Plätze von jährlichen investitionskosten in höhe von etwa 655 Mio . eur 
aus,41 während die bertelsmann-studie modellhaft für das schuljahr 2025/26 688 
Mio . eur veranschlagt .42 erhebliche differenzen gibt es mitunter bei den schätzun-
gen der Personalmehrkosten, die zwischen 1,5 Mrd . bzw . 2,5 Mrd . eur (dJi)43 und 1,5 
Mrd . und 4,1 Mrd . eur (klemm/zorn)44 pro Jahr liegen . Als gemeinsamer nenner ist 
festzuhalten, dass bei vollständiger realisierung des rechtsanspruchs von jährlichen 
investitionskosten im schnitt von etwas unter 700 Mio . eur und von zusätzlichen 
Personalkosten in höhe von mindestens 1,5 Mrd . eur, d . h . von gesamtkosten in 
höhe von wenigstens etwas mehr als 2 Mrd . eur pro Jahr auszugehen ist .

3 emPfehlunGen für VerBindliche Qualitäts
standards

um neben der Vereinbarkeit von Familie und beruf auch das vom Ministerium verfolgte 
ziel einer besseren Förderung von grundschulkindern im sinne der chancengleich-
heit zu erreichen, ist es notwendig, (Mindest-)bedingungen und Qualitätskriterien 
für eine „gute“ ganztagsbetreuung festzulegen .45 bislang werden Qualitätsmerkma-
le für die ganztagsbetreuung von den bundesländern über rechtliche regelungen 
und „Qualitätsrahmen“ vorgegeben, die allerdings sehr unterschiedlich ausfallen .46 

es bestand daher im rahmen der expert*innen-Workshops weitgehender kon-
sens dahingehend, dass bestimmte Vorgaben zur Qualität in den bundesländern ver-
bindlich sein sollten . grundlegend sollte danach ein auf die kinder bezogener Ansatz 
sein, wie ihn bereits die un-kinderrechtskonvention statuiert .47 Als ein zentrales 
Qualitätskriterium für einen förderlichen ganztag wurde von den expert*innen ein 

40   Alt et al ., umsetzung des rechtsanspruchs, 2019, s . 9 .
41   ebd ., s . 10 f .
42   klemm/zorn, gute ganztagsschule für alle, 2017, s . 14 ff .
43   Alt et al ., umsetzung des rechtsanspruchs, 2019, s . 10 .
44   klemm/zorn, gute ganztagsschule für alle, 2017, s . 16 f . 

die kultusminister*innen der bundesländer gehen in ihrer aktuellsten kostenschätzung vom 6 . Juni davon 
aus, dass die gesamtkosten des ganztagsausbaus vor allem wegen der steigenden Personalausgaben sogar 
auf bis zu 10 Mrd . eur ansteigen; news4teachers vom 07 .06 .2019 .

45   Vgl . blossfeld et al ., zwischenbilanz ganztagsgrundschulen, 2013; rauschenbach et al ., ganztagsschule als 
hoffnungsträger, 2012 .

46   Vgl . berkemeyer, Ausbau von ganztagsschulen, 2015, s . 189–192; siehe auch Menke, Qualitätsstandards, 
2009, s . 40 ff .

47  Vgl . schmahl, kinderrechtskonvention, 2017, einleitung rn . 36 m . w . n .

einheitliche Qualitäts kriterien für den ganztag im grundschulalter 
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auf das schulische Angebot abgestimmtes und von einem gemeinsamen pädagogi-
schen konzept getragenes betreuungsangebot angesehen .48 das rein additive Mo-
dell, also ein weitgehend pädagogisch unverbundenes nebeneinander von schule 
und hort, wird nicht als ausreichend betrachtet, um eine gute Förderung der grund-
schulkinder zu gewährleisten . die Angebote sollten miteinander verzahnt sein und 
möglichst in gemeinsamer Verantwortung von schule und hort umgesetzt werden . 
dafür sind ein multiprofessionelles zusammenwirken zwischen den lehrer*innen 
und den sozialpädagogischen und anderen Fachkräften („auf Augenhöhe“) sowie 
eine enge kooperation und Vernetzung mit außerschulischen Akteuren wie Verei-
nen, Musikschulen etc ., die in das ganztagsangebot einbezogen werden (sollen), zu 
gewährleisten .49 

neben einem abgestimmten Angebot zur individuellen Förderung der kinder 
ist vor allem ein guter Mix aus pädagogischen einheiten und Freizeitaktivitäten anzu-
streben . die kinder sollen ausreichend zeitliche Freiräume erhalten, die sie selbstbe-
stimmt nutzen können . zudem wurde von den expert*innen hervorgehoben, dass 
ein gutes ganztagsangebot auf einem partizipativen Ansatz beruht, der die kinder 
und ihre eltern als mitgestaltende Partner*innen einbezieht . 

Als Qualitätsmerkmale wurden u . a . festgehalten: 50

•	 die ganztagsbetreuung soll über fünf tage pro Woche für acht stunden am tag 
und zwölf Monate im Jahr sichergestellt sein . ein guter kind-Fachkraft-schlüssel 
ist zu gewährleisten .

•	 Für die tagesbetreuung im hortbereich müssen angemessene räumliche 
Voraussetzungen in oder im direkten umfeld der schule vorhanden sein . die 
notwendige sachliche Ausstattung, insb . mit lernmitteln, digitalen geräten etc ., 
ist sicherzustellen .

•	 es muss eine ausgewogene, gesunde und qualitativ gute Mittagsverpflegung 
erfolgen, die auf die individuellen bedarfe der kinder (z . b . aus religiös-kulturel-
len gründen) rücksicht nimmt .

•	 es bedarf einer engen zusammenarbeit von schule und sozialpädagogischem 
bereich (hort), die von einem in gemeinsamer Verantwortung entwickelten 
pädagogischen gesamtkonzept getragen wird . dabei sind die kinder und eltern 
partizipativ einzubinden .

•	 eine hohe Qualifikation und kontinuierliche Fortbildung des pädagogischen 
Personals ist anzustreben; hierfür sollen ausreichende zeitliche ressourcen zur 
Verfügung stehen . neben der eigentlichen betreuung sollte ausreichend zeit für 
die Organisationsentwicklung und Arbeit in multiprofessionellen teams vorhan-
den sein .

•	 es ist eine enge kooperation mit außerschulischen Akteuren in den bereichen 
sport und Freizeit sowie im kulturell-künstlerischen bereich im sinne eines 

48  Vgl . auch deutscher Verein, empfehlungen, 2015; diakonie, Positionspapier 03/2016, s . 11 ff . 
49  zu den vielfältigen kooperationen mit außerschulischen trägern siehe kMk 2015, s . 9 ff .
50  Vgl . auch deutscher Verein, empfehlungen, 2015, s . 9–16; diakonie, Positionspapier 03/2016, s . 14 f .
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ganzheitlichen bildungsverständnisses anzustreben . entsprechende Angebote 
sind in den ganztag zu integrieren .

•	 im zuge der inklusion von kindern mit behinderungen nach der un-behinder-
tenrechtskonvention ist auf ein barrierefreies Angebot und auf angemessene 
Vorkehrungen zu achten, die eine möglichst gleichberechtigte teilnahme aller 
kinder an den Angeboten des ganztags gewährleisten . die notwendige individu-
elle unterstützung und Förderung ist in das ganztagsangebot zu integrieren . 

•	 es sollen passgerechte und individuell zugeschnittene Angebote zur Förderung 
der kinder bereitgehalten werden . es sind eine qualifizierte hausaufgabenbe-
treuung sowie nachhilfe- und unterstützungsangebote vorzuhalten .

ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass speziell mit blick auf die individuelle Förde-
rung von kindern aus sozioökonomisch schwächeren Familien auch die Möglichkei-
ten genutzt werden sollten, welche die im rahmen des „starke-Familien-gesetzes“51 
erweiterten bildungs- und teilhabeleistungen (but) nach §§ 28 ff . sgb ii, §§ 34 ff . 
sgb Xii, § 6b bkgg sowie § 3 Abs . 3 Asylblg bieten .52

4 der kooPeratiVe steuerunGsansatz  
im kitaQualitätsGesetz 

im bereich der frühkindlichen Förderung in tageseinrichtungen gibt es schon seit 
einiger zeit eine intensive diskussion über Qualitätsstandards .53 Verschiedene stu-
dien haben nachgewiesen, dass eine hochwertige frühkindliche Förderung kurz- und 
mittelfristig positive effekte auf die kognitive und sozial-emotionale entwicklung der 
betreuten kinder hat54 und damit auch herkunftsbedingte (bildungs-)nachteile aus-

51  gesetz zur zielgenauen stärkung von Familien und ihren kindern durch die neugestaltung des kinder-
zuschlags und die Verbesserungen der leistungen für bildung und teilhabe (starke-Familien-gesetz – 
staFamg) vom 29 .04 .2019, bgbl . i 2019, s . 530 ff . die meisten regelungen treten gem . Art . 9 staFamg  
am 01 .07 .2019 in kraft . 

52  so wurden u . a . die leistungen für bedarfsgerechte nachhilfeangebote deutlich erweitert, da eine Verset-
zungsgefährdung nun nicht mehr Voraussetzung ist, vgl . § 28 Abs . 5 sgb ii n . F . dies können die schulen 
nutzen, indem sie entsprechende Angebote externer Anbieter in den ganztag integrieren . Ab dem kom-
menden schuljahr wird zudem kein eigenanteil mehr für das Mittagessen fällig und die leistung wird auch 
dann gewährt, wenn die Mittagsverpflegung nicht in der alleinigen Verantwortung der schule durchgeführt 
wird, sondern durch eine kooperationsvereinbarung zwischen schule und tageseinrichtung vereinbart ist, 
§ 28 Abs . 6 sgb ii n . F . die leistungen für Aktivitäten in den bereichen sport, spiel, kultur und geselligkeit 
sowie unterricht in künstlerischen Fächern (Musikunterricht etc .) und Freizeitangebote wurden von 10 auf 
15 eur pro Monat angehoben (was aber weiterhin gemessen am tatsächlichen bedarf deutlich zu gering 
sein dürfte), § 28 Abs . 7 sgb ii n .F . Wenn eine schule diese leistungen, etwa durch einen kommunalen oder 
schuleigenen Fonds o . ä ., ergänzen kann, können die in den ganztag eingebundenen Angebote externer Ver-
eine, Musikschulen etc . für die leistungsberechtigten kinder hierüber finanziert oder zumindest weitgehend 
bezuschusst werden . Positiv hervorzuheben ist auch die zukünftige Möglichkeit der schule, die tatsächli-
chen Aufwendungen für schulausflüge und klassenfahrten, auch im rahmen der ganztagsbetreuung, nach 
§ 28 Abs . 2 sgb ii selbst zu verauslagen und gesammelt mit dem leistungsträger abzurechnen, § 29 Abs . 
6 sgb ii n . F .

53  siehe die beiträge in Viernickel et al ., Qualität für alle, 2015 .
54  zusammenfassend Anders/roßbach, Auswirkungen frühkindlicher, institutioneller bildung, 2014, s . 336 ff .
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geglichen werden können .55 es konnte außerdem gezeigt werden, dass das erwerbs-
verhalten von Müttern mit kleinkindern nicht nur vom zeitlichen betreuungsangebot, 
sondern auch von dessen Qualität abhängig ist, die Qualität also unmittelbare Aus-
wirkungen auf die Vereinbarkeitsfrage hat .56 

nach der einführung eines rechtsanspruchs auf kindertagesbetreuung für kin-
der ab dem dritten lebensjahr (§ 24 Abs . 3 sgb Viii) 1996 und der einführung eines 
Anspruch auf tagesbetreuung für kinder bereits ab dem ersten lebensjahr seit Au-
gust 2013 (§ 24 Abs . 2 sgb Viii)57 hat die Qualitätsfrage einen neuen stellenwert er-
halten . Mit dem in der öffentlichkeit als „gute-kita-gesetz“ bekannten gesetz zur 
Weiterentwicklung der Qualität und zur Verbesserung der teilhabe in kindertages-
einrichtungen und in der kindertagespflege (kiQutg) vom 18 .12 .201858 hat der bun-
desgesetzgeber auf Forderungen nach einer Qualitätsoffensive im bereich der früh-
kindlichen Förderung reagiert und ein in dieser Form neuartiges steuerungsinstrument 
zur Verbesserung der Qualität in den kindertageseinrichtungen in den bundeslän-
dern geschaffen .

a. regelungssystematik des kiQutG
nach § 1 Abs . 1 kiQutg ist das ziel des gesetzes, „die Qualität frühkindlicher bildung, 
erziehung und betreuung in der kindertagesbetreuung bundesweit weiterzuentwi-
ckeln und die teilhabe in der kindertagesbetreuung zu verbessern .59 der Anwen-
dungsbereich des gesetzes umfasst die tagesbetreuung bzw . tagespflege im sinne 
von § 22 Abs . 1 sgb Viii bis zum schuleintritt, § 1 Abs . 2 s . 1 kiQutg .60 

nach der regelungssystematik des kiQutg schließt jedes der 16 bundesländer 
mit dem bund einen Vertrag zur Weiterentwicklung der Qualität in der kinderta-
gesbetreuung . der Vertrag enthält nach § 4 s . 2 nr . 1, 2 kiQutg insb . ein handlungs-
konzept und ein Finanzierungskonzept des landes . 

das handlungskonzept gem . § 3 Abs . 1, 2 kiQutg muss dabei auf einer Analyse 
von zehn bestimmten, in § 2 kiQutg beschriebenen handlungsfeldern beruhen, die 
vom gesetzgeber auf der grundlage des „communiqués Frühe bildung“ festgelegt 
wurden . sie sollen nach der gesetzesbegründung einen „instrumentenkasten“ für 
die landesspezifische Fortentwicklung der kita-Qualität bereitstellen .61 die hand-
lungsfelder nach § 2 kiQutg umfassen bspw . den Fachkraft-kind-schlüssel (nr . 2), 
die gewinnung und Qualifizierung von Fachkräften (nr . 3) sowie die Förderung ein-
zelner Fertigkeiten der kinder wie etwa sprachbildung (nrn . 6, 7) . § 2 s . 2 kiQutg 

55  Vgl . Anders, zfe 16, 2013, 237 ff .; camehl/Peter, diW-Wochenbericht 51+52/2017, jeweils m . w . n . 
56  Vgl . schober/spieß, diW-Wochenbericht, 463 ff .
57  dazu lakies/beckmann, in: Münder/Meysen/trenczek, Frankfurter kommentar sgb Viii, 2019, § 24 rn . 1 ff .
58  Artikel 1 des gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualität und zur teilhabe in der kindertagesbetreuung 

vom 19 .12 .2018, bgbl . i 2018, s . 2696 ff .
59  hierdurch soll ein beitrag zur herstellung gleichwertiger lebensverhältnisse im bundesgebiet und zur 

 besseren Vereinbarkeit von Familie und beruf geleistet werden . Ausweislich der gesetzesbegründung sollen 
die bildungschancen vor allem von kindern aus stark belasteten sozial- und Wohnräumen oder aus Familien 
mit geringem einkommen, mit bildungsbenachteiligung und/oder Migrationshintergrund verbessert werden; 
bt-drucks . 19/4947, s . 12 .

60  der bereich der betreuung für kinder im schulpflichtigen Alter nach § 24 Abs . 4 sgb Viii ist damit 
 ausgenommen .

61  bt-drucks . 19/4947, s . 2, 13, 19 .
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sieht überdies die Möglichkeit vor, einkommensunabhängig alle sorgeberechtigen 
von gebühren freizustellen . eine soziale staffelung der gebühren bzw . komplettbe-
freiung für transferleistungsempfänger wird bundeseinheitlich durch eine Änderung 
des § 90 Abs . 3 und 4 sgb Viii vorgeschrieben .62 
im Ausgleich zu den sich aus dem kiQutg ergebenden belastungen stellt der bund 
den ländern von 2019 bis 2022 über eine umverteilung des umsatzsteueraufkom-
mens im Finanzausgleichsgesetz (FAg) Mittel in höhe von ca . 5,5 Mrd . eur zur Ver-
fügung .63 diese Mittel sind nicht an die einhaltung der im kiQutg vorgesehenen 
Maßnahmen bzw . der darauf beruhenden Verträge gekoppelt und können insoweit 
auch nicht zurückgefordert werden .64 Allerdings fließt das geld an die länder erst, 
nachdem mit allen ländern Verträge gem . § 4 kiQutg abgeschlossen wurden .65 die 
ersten Verträge nach § 4 kiQutg wurden im April und Mai 2019 mit den ländern 
bremen,66 brandenburg67 und dem saarland68 geschlossen . im Juni folgten Verträge 
mit sachsen und niedersachsen .69

ein zentrales instrument des steuerungsansatzes ist ein qualifiziertes Monito-
ring, das von einer nach § 5 kiQutg beim bMFsFJ eingerichteten geschäftsstelle 
durchgeführt werden soll . das länderspezifische sowie länderübergreifende Monito-
ring soll in der Veröffentlichung eines jährlichen berichts münden . dieser Monitorin-
gbericht enthält gem . § 6 Abs . 2 kiQutg einen allgemeinen teil zur bundesweiten 
quantitativen und qualitativen entwicklung des betreuungsangebots sowie die von 
den ländern gem . § 4 s . 2 nr . 3 kiQutg jährlich zu erstattenden Fortschrittsberichte . 

b. kritikpunkte am kita-Qualitätsgesetz 
ein zentraler kernkritikpunkt der geladenen expert*innen in der Anhörung zum gu-
te-kita-gesetz im november 2018 waren die höhe und Art der Finanzierung . ins-
besondere kritisierten die sachverständigen, dass der bundeszuschuss nur bis 2022 
geregelt sei . es gehe bei der kinderbetreuung in kindertagesstätten aber gerade um 

62  siehe Art . 2 des gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualität und zur teilhabe in der kindertagesbetreuung .
63  siehe Art . 3 und 4 des gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualität und zur teilhabe in der kindertages-

betreuung .
64  Vgl . rixen, nVwz 2019, 432 (433) . 
65  siehe Art . 5 Abs . 3 und 4 des gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualität und zur teilhabe in der kinder-

tagesbetreuung .
66  bremen hat in seinem Vertrag festgehalten, besonders in wirtschaftlich und sozial benachteiligten Vierteln 

in die personelle Ausstattung zu investieren, mehr Fachkräfte zu gewinnen und eltern ab dem dritten  
lebensjahr des kindes von den elternbeiträgen zu befreien; vgl . bMFsFJ, Pressemitteilung vom 25 .04 .2019, 
s . 1 f .

67  das saarland investiert in die senkung von elternbeiträgen und engagiert sich in der Personalgewinnung 
und in der sprachlichen Förderung; zudem sollen 25 einrichtungen mit besonderen herausforderungen 
einen besseren Fachkraft-kind-schlüssel erhalten; vgl . bMFsFJ, Pressemitteilung vom 23 .05 .2019, s . 2 .

68  brandenburg möchte insb . die betreuungszeiten ausweiten und die betreuung für geringverdiener kosten-
frei gestalten; bMFsFJ, Pressemitteilung vom 24 .05 .2019, s . 2 f .

69  sachsen plant die Mittel insbesondere zur Finanzierung der Vor- und nachbereitungszeiten einzusetzen, die 
pädagogischen Fachkräften seit dem 1 . Juni für mittelbare pädagogische tätigkeiten zur Verfügung stehen . 
dazu gehört zum beispiel die Planung der individuellen Förderung der kinder und die durchführung von 
entwicklungsgesprächen mit den eltern; bMFsFJ, Pressemitteilung vom 13 .06 .2019 . 
in niedersachsen liegt der Fokus unter anderem auf dem einsatz qualifizierter Fachkräfte, der Ausweitung 
der elternbeitragsfreiheit auf die kindertagespflege sowie auf dem bedarfsgerechten Ausbau; bMFsFJ, 
Pressemitteilung vom 11 .06 .2019 .
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wiederkehrende, langfristige Ausgaben . die dauerhafte Finanzierung auf landes-
ebene sei damit nicht sichergestellt .70 die umsatzsteuerumverteilung über fünf Jah-
re greife trotz der verhältnismäßig hohen summe von insgesamt über 5 Mrd . eur 
zu kurz .71 
es wurde darüber hinaus kritisiert, dass es im kiQutg an für alle bundesländer ver-
bindlichen Qualitätsmaßstäben für die tagesbetreuung fehle .72 Auch seien die zu-
wendungen des bundes nicht an die erfüllung der Qualitätsziele geknüpft, sodass die 
gelder im Fall der nichterfüllung nicht zurückgefordert werden könnten .73 
kritisch wurde auch gesehen, dass § 2 s . 2 kiQutg den ländern die Möglichkeit ein-
räumt, das geld (zumindest teilweise) für eine generelle gebührenfreiheit zu ver-
wenden . es würden damit leistungsfähige eltern finanziell entlastet, anstatt in Maß-
nahmen zur Qualitätsverbesserung zu investieren .74 

5 rechtliche BeWertunG und emPfehlunGen in den 
münderGutachten

das vorliegende gutachten schließt an zwei von Johannes Münder im Auftrag des 
bMFsFJ bzw . der bertelsmann stiftung erstatteten rechtsgutachten an, deren we-
sentliche inhalte im Folgenden wiedergegeben werden .

a. Gutachten münder 2017
in seinem gutachten im Auftrag des Ministeriums stellt Münder zunächst die gegen-
wärtige rechtslage dar . § 24 Abs . 4 sgb Viii statuiert momentan lediglich eine ob-
jektiv-rechtliche Verpflichtung des trägers der öffentlichen Jugendhilfe, wonach für 
kinder im schulpflichtigen Alter ein „bedarfsgerechtes Angebot in tageseinrichtun-
gen“ vorzuhalten ist; ein subjektiver rechtsanspruch ergibt sich daraus nicht .75 ledig-
lich brandenburg, hamburg, sachsen-Anhalt und thüringen haben entsprechende 
individualansprüche landesgesetzlich verankert .76

um einen einklagbaren Anspruch zu erschaffen, empfiehlt Münder, eine bun-
desrechtliche regelung entsprechend konkret zu fassen . dazu müsse die anspruchs-
berechtigte Personengruppe klar definiert sein und feststehen, ob der Anspruch an 
weitere Voraussetzungen geknüpft sei . zur klaren Abgrenzung unter einbeziehung 
der Ferienbetreuung empfiehlt er, den rechtsanspruch „auf Förderung in einer ta-

70  Jansen in: Prot .-nr . 19/16, s . 12; kalicki in: Prot .-nr . 19/16, s . 13; so auch br-drucks ., beschl . 635/18 .
71  dantlgraber in: Prot .-nr . 19/16, s . 10; Jansen in: Prot .-nr . 19/16, s . 12 f .
72  Vgl . dantlgraber in: Prot .-nr . 19/16, s . 11; Jansen in: Prot .-nr . 19/16, s . 12 . insbesondere hinsichtlich des 

betreuungsschlüssels bezieht dantlgraber dahingehend stellung, dass ein solcher durchaus bundesweit 
geregelt werden könne, um gleichwertige lebensverhältnisse im bundesgebiet herzustellen (Art . 72  
Abs . 2 gg) .

73  Jansen in: Prot .-nr . 19/16, s . 12 .
74  ebd ., s . 13 .
75  Münder, bedarfsdeckende Förderung und betreuung, 2017, s . 9 m . w . n .
76  ebd ., s . 11 f .; siehe § 1 Abs . 2 kitag brbg, § 6 Abs . 2 kibeg hmbg, § 3 Abs . 1 kiFög s-A, § 2 Abs . 2 thürkitag . 
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geseinrichtung“ als Anspruch des kindes „ab schuleintritt bis zum beginn der fünf-
ten klasse“ auszugestalten .77 

der Anspruch solle ebenso wie der Anspruch auf tagesbetreuung für kinder ab 
dem dritten lebensjahr nach § 24 Abs . 3 sgb Viii eine bedarfsunabhängige grund-
versorgung sicherstellen . der über eine Über-Mittag-betreuung einschließlich Mit-
tagessen hinausgehende Anspruch könne bedarfsabhängig ausgestaltet werden .78 
der rechtsanspruch sollte nach Münder ausdrücklich einen zeitumfang von insge-
samt sieben stunden umfassen; darunter ist die gesamtzeit aus unterricht und hort 
zu verstehen . damit ist sichergestellt, dass auch während der üblichen unterrichts-
zeiten ein betreuungs- und Förderungsanspruch besteht, wenn zwischenzeiten zu 
überbrücken sind oder unterricht ausfällt; zugleich sind die Ferienzeiten abgedeckt .79 
das Ministerium hat sich mittlerweile auf einen umfang der gesamtzeit von sogar 
(mindestens) acht stunden für fünf tage in der Woche festgelegt .80 in räumlicher 
hinsicht sollte geregelt sein, dass der betreuungs- und Förderanspruch in der schule 
selbst bzw . in deren umfeld zu erfüllen ist .81

regelungsbedürftig ist insb . auch das Verhältnis zu leistungen der schule . 
nach Münder ist eine kollisionsregelung erforderlich, die im rahmen der gesamtzeit 
den Vorrang des kernangebots der schule, der unterrichtszeit, verankert . er schlägt 
daher eine regelung vor, wonach der Anspruch auf tagesbetreuung im rahmen „des 
verpflichtenden schulangebots“ als erfüllt gilt .82 

b. Gutachten münder 2018
in seinem gutachten für die bertelsmann stiftung vom dezember 2018 setzt sich 
Münder mit rechtlichen Möglichkeiten zur Qualitätssicherung bei der Förderung von 
grundschulkindern auseinander .83 er beschreibt vier Möglichkeiten, um bestimmte 
Qualitätsstandards bundesrechtlich zu verankern . erstens könnten qualitative Anfor-
derungen in § 24 sgb Viii als teil des subjektiven rechtsanspruchs festgeschrieben 
werden . zweitens könnten sie als objektiv-rechtliche Verpflichtung der zuständigen 
träger der öffentlichen Jugendhilfe in § 22a sgb Viii ausgestaltet sein . drittens könn-
te die einhaltung von Qualitätsstandards in Anlehnung an die regelung des § 45 sgb 
Viii zur Voraussetzung für eine betriebserlaubnis der jeweiligen tageseinrichtung 
gemacht werden . Als vierte Möglichkeit zeigt das gutachten vergleichbar mit der 
regelung im kiQutg die Variante eines kooperativen Prozesses auf, wonach Verträ-
ge zwischen bund und den jeweiligen bundesländern geschlossen werden .84

77  ebd ., s . 12–14 .
78  ebd ., s . 16–18; Münder empfiehlt eine nicht abschließende Aufzählung von bedarfsaspekten wie erwerbs-

tätigkeit, Ausbildung/studium, Arbeitssuche der eltern bzw . pädagogische, soziale oder familiäre gründe .  
es sei allerdings angemerkt, dass dieser katalog so weit gefasst ist, dass eine bedarfsunabhängige Aus-
gestaltung des gesamtanspruchs schon aus gründen der Vermeidung von bürokratie ggf . vorzugswürdig 
erscheint .

79  ebd ., s . 18 f .
80  siehe oben unter ii .1 .b .
81  Münder, bedarfsdeckende Förderung und betreuung, 2017, s . 20 .
82  ebd ., s . 26–31 .
83  Münder, sicherung der Qualität, 2018 .
84  ebd ., s . 14–20 . 
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dabei wird deutlich, dass eine regelung bei der einrichtungserlaubnis im sinne von 
§ 45 sgb Viii erhebliche nachteile aufweist, da – auch in Anbetracht der Vielfältigkeit 
der trägerlandschaft – auf diesem Weg nur Mindestanforderungen gegenüber den 
einrichtungsträgern durchgesetzt werden könnten .85

Als zur zweckerreichung am besten geeignet stuft Münder den subjektiven 
rechtsanspruch ein .86 Allerdings seien damit auch besonders hohe kosten verbun-
den . es könnten unter beachtung des grundsatzes der rechtsklarheit hauptsächlich 
quantifizierbare Qualitätskriterien wie Fachkraft-kind-schlüssel, räumliche größen, 
konkrete Ausgestaltungselemente (wie hausaufgabenbetreuung) oder bestimmte 
Ausstattungsmerkmale geregelt werden . unbestimmte rechtsbegriffe, wie z . b . der 
Anspruch auf eine „ganzheitliche bildung“, seien hingegen als bestandteil eines 
durchsetzbaren rechtsanspruchs abzulehnen, da sie durch die gerichte kaum präzi-
siert werden könnten .87 bei objektiv-rechtlichen regelungen bestünden bedenken, 
ob eine etablierung von bundeseinheitlichen standards angesichts der Vielfältigkeit 
der träger realistisch wäre; es sei davon auszugehen, dass es im bundesgebiet zu 
unterschiedlichen regelungen komme .88 die Variante der länderverträge wiederum 
sei mit einem erheblichen bürokratischen Aufwand verbunden . letztlich legt sich das 
gutachten auf keinen der aufgezeigten Wege fest . 

c. fazit mit Blick das vorliegende Gutachten
das vorliegende gutachten geht – aufbauend auf den Überlegungen in den Work-
shops – davon aus, dass die von Münder vorgeschlagenen Varianten nicht streng al-
ternativ, sondern ergänzend zu betrachten sind . daraus kann eine Abstufung folgen, 
wonach bestimmte, als zentral anzusehende Qualitätskriterien tatbestandlich als teil 
des rechtsanspruchs bzw . als objektiv-rechtliche Verpflichtung im sgb Viii festzule-
gen sind . Wenn dies in Form von unbestimmten rechtsbegriffen passiert, so könnte 
eine weitere konkretisierung im Wege der kooperativen Festlegung durch bund-län-
der-Verträge erfolgen . es sollen im Folgenden die Möglichkeiten eines  solchen ge-
stuften Vorgehens bei der Verknüpfung des einzuführenden rechts anspruchs mit 
bestimmten Qualitätsanforderungen verfassungsrechtlich geprüft  werden . 

85  ebd ., s . 18–20 . es bleibt auch offen, ob für die einrichtung dann jeweils eine gesonderte erlaubnis erforder-
lich werden soll, soweit sie eine tagesbetreuung im grundschulbereich anbieten möchte . 

86  ebd ., s . 24 .
87  ebd ., s . 14–16 .
88  ebd ., s . 23 . 
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iii
BundeskomPetenz zur reGelunG 
Von Qualitätskriterien für die 
BetreuunG und förderunG Von 
Grundschulkindern

sollen im Wege der bundesgesetzgebung bestimmte Qualitätsmerkmale für die 
ganztagsbetreuung im grundschulbereich festgelegt werden, so braucht es dafür 
eine gesetzgebungskompetenz des bundes . Ansonsten läge ein unzulässiger eingriff 
in die befugnisse der länder nach Art . 70 Abs . 1 gg vor . die Frage ist in bezug auf 
die betreuung und Förderung von (grund-)schulkindern im ganztag von erheblicher 
verfassungsrechtlicher sensibilität, da die zuständigkeit für das schulrecht im rah-
men der „kultushoheit“ bei den ländern liegt . insofern sind die Möglichkeiten und 
grenzen einer bundesrechtlichen normierung in diesem bereich genau auszuloten .

1 konkurrierende GesetzGeBunGskomPetenz des 
Bundes nach art. 74 aBs. 1 nr. 7 GG („öffentliche 
fürsorGe“)

eine konkurrierende gesetzgebungskompetenz für den rechtsanspruch auf ganz-
tagsbetreuung und seine weiter gehende Ausgestaltung könnte sich aus Art . 74 Abs . 
1 nr . 7 gg ergeben, der eine konkurrierende gesetzgebungskompetenz des bundes 
auf dem gebiet der „öffentlichen Fürsorge“ statuiert .

der begriff der „öffentlichen Fürsorge“ im sinne von Art . 74 Abs . 1 nr . 7 gg wird 
vom bundesverfassungsgericht mit blick auf das sozialstaatsprinzip grundsätzlich 
weit verstanden .89 er erfasst auch neu zu regelnde lebenssachverhalte, wenn sie nur 
in ihren wesentlichen strukturelementen dem bild der klassischen Fürsorge entspre-
chen .90 Wie die rechtsprechung mehrfach entschieden hat, fällt darunter auch die 
Jugendhilfe, und zwar auch dann, wenn diese nicht auf konkrete notlagen, wie etwa 
kindeswohlgefährdungen, reagiert, sondern präventiv zur Förderung junger Men-
schen tätig wird .91

a. sozialpädagogischer auftrag nach sGB Viii
dies entspricht auch dem sozialpädagogischen Ansatz, wie er in § 1 Abs . 1 sgb 

Viii verankert ist .92 danach hat jeder junge Mensch ein recht auf Förderung seiner 

89  Vgl . bVerfge 97, 332 (341); 140, 65 (rn . 29); siehe auch degenhart, in: sachs, gg kommentar, 2018,  
Art . 74 rn . 34 m . w . n .

90  Vgl . bVerfge 108, 186 (214); st . rspr .; dazu Wittreck, in: dreier, gg kommentar, bd . 2, 2015, Art . 74, rn . 37 . 
91  Vgl . bVerfge 22, 180 (212 f .); 97, 332 (341 f .); 140, 65 (rn . 29) . 
92  Meysen/Münder, in: Münder/Meysen/trenczek, Frankfurter kommentar sgb Viii, 2019, § 1 rn . 7 sprechen 

von „sozialpädagogischer leitbildfunktion“ .
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entwicklung und auf erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftli-
chen Persönlichkeit . nach § 1 Abs . 3 sgb Viii gehört es danach zum Auftrag der Ju-
gendhilfe, „junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen entwicklung [zu] för-
dern und dazu bei[zu]tragen, benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen“ (nr . 
1), „eltern und erziehungsberechtigte bei der erziehung [zu] beraten und zu unter-
stützen“ (nr . 2) sowie dazu beizutragen, „positive lebensbedingungen für junge 
Menschen und ihre Familien sowie eine kinder- und familienfreundliche umwelt zu 
erhalten und zu schaffen“ . 

Würde man die kompetenznorm des Art . 74 Abs . 1 nr . 7 gg eng auslegen, hieße 
das, den ganzheitlichen pädagogischen Ansatz der kinder- und Jugendhilfe und ih-
ren umfassenden Auftrag, die Persönlichkeitsentwicklung junger Menschen zu för-
dern,93 zu beschneiden bzw . die hierfür notwendige regelungsmaterie entgegen 
dem sachzusammenhang des Jugendhilferechts auf bundes- und landesebene auf-
zuteilen . 

b. art. 74 abs. 1 nr. 7 GG und Bildungsauftrag 
die gesetzgebungskompetenz ist nicht deshalb abzulehnen, weil die betreuung und 
Förderung im schulischen ganztag neben dem sozialpädagogischen zugleich dem 
bildungsbereich zuzurechnen ist .94 so führt das bundesverfassungsgericht in seiner 
entscheidung zur staffelung von kindergartengebühren aus, dass die kindergarten-
betreuung den eltern bei der erziehung helfe und die kinder fördere und stütze . 
sie trage somit dazu bei, „positive lebensbedingungen für Familien mit kindern zu 
schaffen (vgl . § 1 Abs . 3 nr . 1–4 sgb Viii) .“95 Weiter führt das gericht aus:

Allerdings ist der Kindergarten zugleich Bildungseinrichtung im elementaren 
Bereich. Der Bildungsauftrag hat in den einschlägigen Gesetzen seinen Niederschlag 
gefunden. In § 22 Abs. 2 SGB VIII wird ebenso wie in § 1 KiGaG auch Erziehung und 
Bildung von Kindern als Aufgabe des Kindergartens genannt. § 2 Abs. 1 S. 2 KiGaG 
sieht u. a. eine Förderung durch Bildungsangebote vor. Insofern berührt § 90 SGB VIII 
auch eine Gesetzgebungskompetenz der Länder. Nach Auffassung des Bayerischen 
Verfassungsgerichtshofs findet deshalb das Bayerische Kindergartengesetz seine 
kompetenzrechtliche Grundlage in der Gesetzgebungszuständigkeit der Länder auf 
dem Gebiet des Bildungswesens (vgl. BayVerfGH, BayVBl 1977,  S. 81  [82 ff.]).

Dieser Bildungsbezug entzieht die Regelung aber nicht der Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes. Die fürsorgerischen und bildungsbezogenen Aufgaben des 
Kindergartens sind untrennbar miteinander verbunden. Eine Aufspaltung der Ge-
setzgebungskompetenz anhand dieser Aspekte kommt aus sachlichen Gründen 
nicht in Betracht. Das gilt auch für die Kostenregelungen, ohne die eine effektive 
Gewährleistung von Fürsorgeleistungen nicht möglich wäre. Der Schwerpunkt des 
Kindergartenwesens, von dem in einem solchen Fall die Bestimmung der Gesetzge-

93  Vgl . Meysen/Münder, in: Münder/Meysen/trenczek, Frankfurter kommentar sgb Viii, 2019, § 1 rn . 9: „Wird 
die Weite der gesetzesformulierung ernst genommen, so bedeutet das, […] dass sozialpädagogische Arbeit 
dort ansetzt, wo [junge] Menschen sich befinden .“

94  so aber u . a . Oeter, in: v . Mangoldt/klein/starck, gg kommentar, bd . 2, 2018, Art .74 rn . 63 m . w . n .; kunig, in: 
v . Münch/kunig, in: v . Münch/kunig, gg kommentar, bd . 2, 2012, Art . 74 rn . 30 .

95  bVerfge 97, 332 (341) .
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bungskompetenz abhängt (vgl. BVerfGE 97, 228 [251 f.]), ist nach wie vor eine fürsor-
gende Betreuung mit dem Ziel einer Förderung sozialer Verhaltensweisen und damit 
präventiver Konfliktvermeidung. Der vorschulische Bildungsauftrag steht hinter die-
ser dem Bereich der öffentlichen Fürsorge zuzuordnenden Aufgabe zurück. Eine ein-
heitliche Zuordnung zum Bereich der öffentlichen Fürsorge im Sinne von Art. 74 Abs. 
1 Nr. 7 GG ist daher zu bejahen (ebenso BVerwG, Beschluss vom 14.2.1995 –BVerwG 
8 B 19.95 -, Buchholz 401.84 Benutzungsgebühren BVerfGE 97, 332 (342) BVerfGE 
97, 332 (343)Nr. 73, S. 27 m. w. N.; OVG Nordrhein-Westfalen, NVwZ 1995, S. 191 [192]; 
NVwZ 1995, S. 195; OVG Berlin, NJW 1982, S. 954 f.).96

diese rechtsprechung hat das gericht in seiner entscheidung zum betreu-
ungsgeld vom Juli 2015 im kern bestätigt .97 hieraus lassen sich auch wesentliche 
Folgerungen für den betreuungs- und Förderungsanspruch für grundschulkinder 
ableiten . so ergibt sich aus der rechtsprechung, dass der in § 22 Abs . 3 sgb Viii ver-
ankerte Förderauftrag, der neben der erziehung und betreuung explizit auch die bil-
dung des kindes beinhaltet, die tagesbetreuung nicht der konkurrierenden gesetz-
gebungskompetenz des Art . 74 Abs . 1 nr .  7  gg entzieht .98 Auf eine besondere 
notlage oder (wirtschaftliche) bedürftigkeit der betroffenen Personengruppe 
kommt es nicht an .99 

in der sozialwissenschaftlichen literatur wird hervorgehoben, dass bildungs- 
und sozialpolitik eng miteinander verknüpft sind .100 das gilt besonders, wenn es in 
der kinder- und Jugendhilfe darum geht, junge Menschen in ihrer Persönlichkeits-
entwicklung zu unterstützen und herkunftsbedingte benachteiligungen auszuglei-
chen .101 Jugendpflegerische und sozialpolitische Maßnahmen, die klassischer be-
standteil der „öffentlichen Fürsorge“ sind, können daher auch unmittelbar den 
bildungsbereich betreffen . geht man nicht von einer Vorrangigkeit des einen gegen-
über dem anderen aus (sozialpolitik folgt bildungspolitik – oder umgekehrt), folgt 
daraus zwangsläufig, dass die bereiche ineinander übergreifen .

c. Bildung als Bestandteil des fürsorgerechtlichen existenzminimums 
dass auch bildungsangebote zur „öffentlichen Fürsorge“ gerechnet werden können, 
ergibt sich auch aus der entscheidung des bundesverfassungsgerichts zu den regel-
leistungen der grundsicherung für Arbeitssuchende vom Februar 2010 . dort hat es 
das gericht dem bundesgesetzgeber versagt, leistungen zur existenzsicherung für 
kinder und Jugendliche im bereich der bildung von einer bundesgesetzlichen rege-
lung der grundsicherungsleistungen mit der erwägung auszunehmen, dass für den 
bildungsbereich die länder zuständig seien . Vielmehr habe der gesetzgeber von sei-
ner gesetzgebungskompetenz nach Art . 74 Abs .1 nr . 7 gg abschließend gebrauch 
gemacht . damit trage er die Verantwortung „für die sicherstellung des gesamten 

96  bVerfge 97, 332 (342) .
97  bVerfge 140, 78 (rn . 28 ff ., 38 ff .) .
98  bVerfge 97, 332 (342) .
99  bVerfge 140, 78 (rn . 30) .
100  Vgl . Allmendinger/nikolai, bildungs- und sozialpolitik, 2010, 105 ff .
101  Vgl . böhnisch/schröer, sozialpolitik und soziale Arbeit, 2012, s . 205 f .; kritisch in bezug auf die recht-

sprechung kunig, in: v . Münch/kunig, gg kommentar, bd . 2, 2012, Art . 74 rn . 30 m . w . n .
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menschenwürdigen existenzminimums“, wozu auch existenzsichernde leistungen 
zur bildungsteilhabe gehörten .102 Ohne derartige leistungen drohe den betroffenen 
kindern der „Ausschluss von lebenschancen“ .103 

da es das gericht dem gesetzgeber gleichzeitig freigestellt hat, im bereich der 
existenzsicherung statt geld- auch sach- oder dienstleistungen vorzusehen,104 kön-
nen diese Aussagen nur so gedeutet werden, dass die konkurrierende gesetzge-
bungskompetenz aus Art . 7 Abs . 1 nr . 7 gg den bund auch ermächtigt, unmittelbar 
existenzsichernde leistungen im bildungsbereich zu gewähren .105 eine solche deu-
tung wird durch die hervorhebung des rechts auf bildung im urteil zum Asylbewer-
berleistungsgesetz untermauert .106 es wäre widersprüchlich, würde man es dem 
bundesgesetzgeber verwehren, diesem sozialpolitischen Auftrag im Wege der kin-
der- und Jugendhilfe nachzukommen, wenn es ihm insb . darum geht, die Förderung 
von kindern beim ganztagsangebot zu verbessern .

d. zwischenergebnis 
der sozialpädagogische Auftrag des kinder- und Jugendhilferechts, der in Art . 7 Abs . 1 
nr . 7 gg seine kompetenzrechtliche grundlage findet, erstreckt sich folglich auf den 
bereich der Förderung und betreuung im schulischen ganztag und erfasst dabei 
auch bildungsangebote, jedenfalls soweit der bundesgesetzgeber nicht in den origi-
nären bereich des schulrechts, der nach Art . 70 Abs . 1 gg in der alleinigen gesetzge-
bungskompetenz der länder liegt, übergreift .

2 Grenzen der GesetzGeBunGskomPetenz nach 
art. 74 aBs. 1 nr. 7 GG

Allerdings ist damit noch nicht geklärt, wo genau die grenze zur kompetenz der 
länder im bereich der schule verläuft, wenn der bundesgesetzgeber im rahmen 
des kinder- und Jugendhilferechts bestimmte Vorgaben für bildungsangebote im 
schulischen kontext festlegt . 

a. abgrenzung nach „fürsorgerischem schwerpunkt“?
das bundesverfassungsgericht hat in seinem beschluss zu kindergartenbeiträgen 
auf den „schwerpunkt“ des Angebotes abgestellt . dieser liege für das kindergarten-
wesen nach wie vor bei der „fürsorgenden betreuung mit dem ziel einer Förderung 
sozialer Verhaltensweisen und damit präventiver konfliktvermeidung“ . der vorschu-

102  bVerfge 125, 175 (241) .
103  bVerfge 125, 175 (246) .
104  bVerfge 125, 175 (224): Ob der gesetzgeber „das existenzminimum durch geld-, sach- oder dienstleistun-

gen sichert, bleibt grundsätzlich ihm überlassen“ .
105  zu den leistungen für bildung und teilhabe (but) vgl . lenze, in: lPk-sgb ii, 2017, § 28 rn . 1 f .; zu den Ände-

rungen durch das „starke-Familien-gesetz“ siehe oben in Fn . 54 .
106  bVerfge 132, 134 (162) .
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lische bildungsauftrag stehe hinter dieser dem bereich der öffentlichen Fürsorge zu-
zuordnenden Aufgabe zurück .107 

diese Passage der entscheidung ist vor dem hintergrund eines gewandelten 
konzeptionellen Verständnisses frühkindlicher Förderung zu recht kritisiert wor-
den .108 sie suggeriert, es könne bei der Förderung von kindern zwischen erzieheri-
schen, fürsorgerischen und bildungselementen zumindest dem schwerpunkt nach 
unterschieden werden . eine solche bestimmung des „schwerpunkts“ ist indessen 
nicht möglich und übersieht den spezifischen pädagogischen Auftrag der Jugendhil-
fe .109 sie widerspricht auch einem modernen bildungsbegriff, der nicht auf die klassi-
sche Form der schulbildung begrenzt werden kann .110 

bei näherer betrachtung erweist sich das vom bundesverfassungsgericht ange-
wendete kriterium als unbrauchbar . Wenn ein sozialpädagoge nachmittags mit acht-
jährigen grundschulkindern in einer „Forschungswerkstatt“ kleine physikalische ex-
perimente durchführt und bespricht, dann handelt es sich dabei fraglos um bildung, 
auch wenn sie nicht in der klassisch schulischen Form des (Frontal-)unterrichts ver-
mittelt wird . Wie empirische studien zeigen, bewegt sich das Angebot im schuli-
schen ganztag bzw . im hort zwischen den Modi des selbstständigen spiels und For-
schens, des angeleiteten spiels, trainings oder Übens bis hin zu quasi-unterrichtlichen 
Formen, die strukturähnlichkeiten zum klassischen unterricht aufweisen .111 

eine Festlegung anhand des „schwerpunkts“ in einer konstruierten differenz 
zwischen „bildung“ (im schulischen sinne) und „Fürsorge“ (im sinne des Jugendhil-
ferechts) würde den bundesgesetzgeber dazu zwingen, einen betreuungsanspruch 
mit einer primär fürsorgerechtlichen Ausgestaltung zu schaffen und diesen mög-
lichst klar gegenüber dem schulischen bildungsangebot abzugrenzen . eine solche 
kompetenzrechtlich begründete zielrichtung des sozialpädagogischen Förderauf-
trags nach § 22 Abs . 2 und 3 und § 22a sgb Viii würde in erster linie auf ein additives 
Modell hinauslaufen . 

das wäre, wie gesehen, das gegenteil von dem, was aus fachwissenschaftlicher 
sicht als sinnvoll erscheint . so geht aus den stellungnahmen der expert*innen des 
netzwerks hervor, dass ein gutes Förder- und betreuungsangebot im ganztag gera-
de die enge zusammenarbeit zwischen schule und Jugendhilfe und ein gemeinsa-
mes pädagogisches konzept voraussetzt .112 im ganztag sind schulische bildung, für 
die die länder die gesetzgebungskompetenz haben, und sozialpädagogische bil-
dungsarbeit, die ihre grundlage und Ausgestaltung im kinder- und Jugendhilferecht 
des bundes (sgb Viii) findet,113 vielmehr eng miteinander verknüpft . es handelt sich 

107  bVerfge 97, 332 (342) .
108  zusammenfassend reith, erziehungs-, bildungs- und betreuungsauftrag, 2014, s . 97 ff . mit umfangreichen 

nachweisen zum diskussionsstand .
109  Vgl . Meysen, rdJb 2005, 355 (359): der terminus „bildung“ wird zu einseitig im sinne eines klassisch  

schulischen bildungsverständnisses rezipiert; das Verständnis von bildung in der kinder- und Jugendhilfe 
wird übersehen . 

110  Vgl . reith, erziehungs-, bildungs- und betreuungsauftrag, 2014, s . 107: bildungsbegriff kann nicht in eine 
„fürsorgerische intention“ und ein schulisch-kognitives inhaltsverständnis aufgespalten werden .

111  graßhoff et al ., dds 111, 2019, 206 (215 ff .) .
112  siehe oben unter ii .3 .
113  dazu Meysen, rdJb 2005, 355 (358 f .) .
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um eine ambivalente Materie, die sowohl dem bereich der sozialpädagogik als auch 
dem der schule zuzurechnen ist .

b. kein übergreifen in kernbereiche der schulaufsicht nach art. 7 abs. 1 GG
die Findung eines schwerpunktes zwischen (schul-)bildung und sozialfürsorgeri-
schem Auftrag kann vor diesem hintergrund nicht das maßgebende kriterium sein . 
Vielmehr ist für die bestimmung der grenzen einer bundesgesetzlichen regelung, 
die auf Art . 74 Abs . 1 nr . 7 gg gestützt wird, darauf abzustellen, inwiefern eine bun-
desrechtliche regelung zur Förderung von grundschulkindern in die klassischen, den 
ländern vorbehaltenen bereiche des schulrechts übergreift . dies soll mit blick auf 
Art . 7 Abs . 1 gg genauer bestimmt werden .

nach Art . 7 Abs . 1 gg steht das gesamte schulwesen unter der Aufsicht des 
staates . Aufsicht ist hier abweichend vom allgemeinen wie auch juristischen sprach-
gebrauch weit zu verstehen als „gesamtheit der staatlichen befugnisse zur Organi-
sation, leitung, Planung und beaufsichtigung des schulwesens“ .114 da es dem bund 
an einer (ausschließlichen oder konkurrierenden) gesetzgebungskompetenz für das 
„schulwesen“ nach Art . 73 bzw . Art . 74 gg fehlt, sind gem . Art . 70 Abs . 1 gg allein die 
länder zur gesetzgebung befugt, wovon sie in ihren schulgesetzen und sonstigen 
schulrechtlichen regelungen gebrauch machen .115 das bundesverfassungsgericht 
spricht von einem „Vollrecht“ des staates zur zentralen Ordnung, Planung, Organisa-
tion und gliederung des schulwesens mit dem ziel, ein schulwesen zu gewährleis-
ten, das „allen jungen bürger*innen gem . ihren Fähigkeiten die dem heutigen gesell-
schaftlichen leben entsprechenden bildungsmöglichkeiten“ eröffnet .116 dabei wird 
das recht zur Organisation des schulwesens inhaltlich durch einen eigenen bil-
dungs- und erziehungsauftrag des staates ergänzt, der nach der rechtsprechung 
gleichgeordnet neben das elternrecht aus Art .  6 Abs . 2  gg tritt .117 unter Art .  7 
Abs . 1 gg fallen danach etwa: 
•	 schulentwicklungsplanerische entscheidungen wie die errichtung, schließung, 

Verlegung, zusammenfassung von schulen oder die schaffung oder Aufhebung 
von schulbezirken; hierfür sind vor allem auch die kommunen als schulträger 
verantwortlich;118 

•	 schulstrukturelle entscheidungen wie die einrichtung, Abschaffung oder umge-
staltung bestimmter schulformen (gesamtschulen, Oberschulen, gemein-

114  thiel, in: sachs, gg kommentar, 2018, Art . 7 rn . 17 m . w . n .; siehe auch stern, staatsrecht, bd . iV/1, 2006, 
§ 100, Xiii 4, s . 601 f .

115  Vgl . badura, in: Maunz/dürig, gg kommentar (74 . lfg . Mai 2015), Art . 7 rn . 26; rux/niehues, schulrecht, 
2013, rn . 842 .

116  bVerfge 34, 165 (182); 53, 185 (196); 93, 1 (21); st . rspr . 
117  zus . brosius-gersdorf, in: sachs, gg kommentar, bd . 1, 2013, Art . 7 rn . 57 f .; stern, staatsrecht, bd . iV/1, 

2006, § 100, Xiii 4, s . 601 ff .; ausf . zu den schulischen bildungs- und erziehungszielen rux/niehues, schul-
recht, 2013, rn . 852 ff .

118  grdl . bVerfge 138, 1 (rn . 61 ff .): die schulträgerschaft gehört zum historisch gewachsenen Aufgabenbestand 
der kommunen und ist daher durch Art . 28 Abs . 2 s . 1 gg als kommunale selbstverwaltungsangelegenheit 
geschützt . sie erstreckt sich auf die äußeren schulangelegenheiten; ebd . rn . 66 ff .
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schaftsschulen etc .), die einführung von Förderstufen oder die reform der 
gymnasialen Oberstufe;119

•	 die Personalhoheit über die lehrkräfte und das sonstige pädagogische Personal, 
soweit es im schuldienst beschäftigt ist;120

•	 alle inhaltlich-curricularen entscheidungen, also die Festlegung der bildungszie-
le, des verbindlichen unterrichtsstoffs durch die lehrpläne, der zulässigen 
lehr- und lernmittel sowie der Prüfungen und noten .121

c. einordnung des rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung und seine aus-
gestaltung durch Bundesrecht
die schulaufsicht nach Art . 7 Abs . 1 gg, die kompetenzrechtlich den ländern (bzw . 
den kommunen als schulträgern) übertragen ist, wird durch die einführung eines 
rechtsanspruchs auf ganztagsbetreuung im sgb Viii fraglos insoweit tangiert, als 
der eingeführte betreuungs- und Förderanspruch über ein rein additives Modell, 
d . h . ein unverbundenes nebeneinander von schule und hortbetreuung, hinausgeht . 
das ist ganz sicher der Fall, wenn etwa vorgegeben wird, dass die hortbetreuung im 
schulgebäude selbst oder im unmittelbaren umfeld der schule sicherzustellen ist, 
dass sie in gesamtverantwortung oder in kooperation mit der schulleitung zu erfol-
gen hat und dass sie nach Möglichkeit einem abgestimmten pädagogischen konzept 
folgend das schulische Angebot „ergänzt“ .122 dies führt zwangsläufig zu schulorgani-
satorischen entscheidungen, die mit blick auf die ganztagsbetreuung getroffen wer-
den müssen . eine reine halbtagsschule klassischer Prägung ist damit nicht (mehr) 
vereinbar .

Wer allerdings so weit gehen möchte, dies als einen unzulässigen eingriff in die 
schulhoheit der länder zu betrachten, muss konsequent die einführung eines 
rechtsanspruchs auf ganztagsbetreuung an schulen durch den bundesgesetzgeber 
grundsätzlich ablehnen . denn die mit der ganztagsbetreuung verfolgten ziele, wie 
etwa die verbesserte individuelle Förderung der kinder, sind, wie gesehen, mit einem 
rein fürsorglich-betreuerischen konzept nicht zu erreichen . sie setzen eine unmittel-
bare kooperation zwischen den lehrkräften und den pädagogischen Fachkräften, 
die für die Förderung im hortbereich zuständig sind, voraus .123 

entscheidet sich der bundesgesetzgeber, wie es momentan aussieht, dahinge-
hend, eine gesamtbetreuungszeit festzulegen – was schon aus gründen der Verläss-
lichkeit der betreuung notwendig erscheint –, so greift der Anspruch auf ergänzende 
betreuung und Förderung auch dann ein, wenn am Vormittag z . b . unterricht ausfällt 
oder zwischenzeiten zu überbrücken sind .124 die schulorganisation ist auch deshalb 
betroffen, weil die räumlichen Voraussetzungen für die hortbetreuung, einschließ-

119  Vgl . bVerfge 34, 165 (182); 45, 400 (415 f .); 53, 185 (196 f .) .
120  Vgl . boysen, in: v . Münch/kunig, gg kommentar, bd . 1, 2012, Art . 7 rn . 56 auch mit blick auf die „pädago-

gische Freiheit“ des lehrpersonals .
121  Vgl . Jarass/Pieroth, gg kommentar, 2018, Art . 7 rn . 4; thiel, in: sachs, gg kommentar, 2018, Art . 7 rn . 17, 

jeweils m . w . n . zur rspr . 
122  Vgl . § 28 Abs . 5 sgb ii: „schulische Angebote ergänzende lernförderung“, herv . d . Verf . 
123  Vgl . auch deutscher Verein, empfehlungen, 2015, s . 13 f .
124  Vgl . Münder, bedarfsdeckende Förderung und betreuung, 2017, s . 18 f .
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lich des Mittagessens, sichergestellt und mit den bedürfnissen des schulischen un-
terrichts abgestimmt werden müssen . dies alles zeigt, dass ein reines nebeneinan-
der von schule und hort kaum mehr denkbar ist, sondern in jedem Fall eine 
schulorganisatorische koordination stattfinden muss, für die notwendigerweise die 
schulleitung, je nach Modell in kooperation mit dem für die hortbetreuung zuständi-
gen Jugendhilfeträger, die gesamtverantwortung trägt .

d. Grenzen der Bundeskompetenz in Bezug auf Qualitätsvorgaben
gesteht man dem bundesgesetzgeber im rahmen einer konkurrierenden kompe-
tenz nach Art . 74 Abs . 1 nr . 7 gg zu, den sozialpädagogischen Förderauftrag auch auf 
der schnittstelle zum schulischen bereich auszugestalten, dann müssen ihm auch die 
notwendigen befugnisse für qualitative Vorgaben auf eben dieser schnittstelle ein-
geräumt werden . Maßgeblich für die grenzziehung gegenüber den länderkompe-
tenzen ist, inwiefern der bundesgesetzgeber sich an dieser stelle auf entsprechende 
schnittstellenregelungen beschränkt oder übermäßig, d . h . über das erforderliche 
Maß hinaus, in die schulhoheit der länder übergreift . 

danach ist es z . b . zulässig, wenn als Qualitätsmaßstab im sgb Viii oder in ei-
nem Qualitätsgesetz festgelegt wird, dass das betreuungsangebot das schulische 
Angebot „ergänzen“ und insoweit in kooperativer gesamtverantwortung mit der 
schulleitung entwickelt und durchgeführt werden soll . eine solche regelung belässt 
den ländern weitreichende Möglichkeiten, unterschiedliche Modelle des schulischen 
ganztags – von der „vollen“ halbtagsschule mit verlässlicher nachmittagsbetreuung 
(vgl . § 39 schulg M-V) bis hin zur offenen bzw . gebundenen ganztagsschule in schu-
lischer Verantwortung (vgl . § 19 schulg bln) – zu verfolgen . zentrale schulstrukturel-
le, organisatorische oder inhaltliche grundentscheidungen werden, abgesehen von 
der notwendigkeit der sicherstellung einer abgestimmten ganztagsbetreuung, 
durch eine solche Vorgabe nicht prädestiniert . 

Überschritten wäre die grenze der gesetzgebungskompetenz der „öffentli-
chen Fürsorge“ nach Art . 74 Abs . 1 nr . 7 gg hingegen dann, wenn auf bundesebene 
z . b . die rhythmisierung der verpflichtenden unterrichtseinheiten in den nachmittag 
hinein vorgeschrieben würde, was im ergebnis der bundesweiten einführung eines 
gebundenen ganztagsbetriebs gleichkäme . gleiches würde gelten, wenn der bund 
über sgb Viii einen eigenen bildungs- und erziehungsanspruch verfolgte, indem er 
die nachmittagsförderung (teilweise) verpflichtend ausgestalten würde .125 damit 
würde er offensichtlich den bereich der kinder- und Jugendhilfe verlassen, deren 
Angebote im grundsatz auf Freiwilligkeit beruhen und die eltern in ihrer erziehung 
lediglich unterstützen .126 die hortbetreuung nach sgb Viii muss so ausgestaltet wer-
den, dass dieses Angebot von den kindern bzw . den eltern in Anspruch genommen 
werden, aber auch abgelehnt werden kann . Für die Festlegung und Ausgestaltung 
der schulpflicht sind nach der kompetenzordnung des grundgesetzes allein die län-

125  zusammenfassend zur diskussion um eine „kita-Pflicht“: reith, erziehungs-, bildungs- und betreuungsauf-
trag, 2014, s . 257 ff .

126  Vgl . Meysen/Münder/trenczek, in: Münder/Meysen/trenczek, Frankfurter kommentar sgb Viii, 2019,  
einl . rn . 24 .
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der zuständig .127 so können die länder im rahmen ihres schulrechts auch für Ange-
bote des offenen ganztags eine gewisse Verbindlichkeit festlegen .128 entsprechende 
bundesrechtliche regelungen wären hingegen unzulässig .

e. zwischenergebnis
es kommt bei der Festlegung von Qualitätskriterien für die ganztagsbetreuung 
maßgeblich darauf an, ob der bundesgesetzgeber lediglich schnittstellenregelungen 
trifft, die den kernbereich der schulhoheit der länder nicht übermäßig berühren, 
oder ob er unmittelbar in den bereich der gestaltung, Organisation und inhaltlichen 
Ausgestaltung des (ganztags-)schulwesens durch die länder übergreift . diese gren-
ze ist nicht überschritten, wenn der bundesgesetzgeber als Qualitätsstandard oder 
-auftrag festlegt, dass das ganztagsangebot im hort das schulische Angebot ergänzt 
und auf einem abgestimmten pädagogischen und schulorganisatorischen konzept 
beruhend in gesamtverantwortung mit der schulleitung durchgeführt werden soll .129

3 VorranG des schulrechts GeGenüBer dem  
BetreuunGsansPruch nach sGB Viii

Wie im ersten gutachten von Münder ausgeführt, bedarf es zur Wahrung der län-
derkompetenzen im schulbereich in jedem Fall einer bundesgesetzlichen kollisions-
norm, wonach schulrechtliche regelungen des ganztags gegenüber dem rechtsan-
spruch auf ganztagsbetreuung vorrangig sind .130 diese kann so ausgestaltet werden, 
dass der rechtsanspruch auf tagesbetreuung nach sgb Viii ergänzend zur Anwen-
dung kommt, soweit der bundesgesetzlich garantierte betreuungsanspruch vom 
schulangebot nicht abgedeckt wird . entsprechend den Vorschlägen von Münder131 
könnte eine solche kollisionsregelung in etwa lauten: 

Der Rechtsanspruch auf Förderung in Tageseinrichtungen gilt im tatsächlichen 
Umfang der Teilnahme an den verpflichtenden Unterrichtszeiten und Schulveran-
staltungen sowie Angeboten der offenen Ganztagsschule als erfüllt. Der Anspruch 
bleibt ergänzend bestehen, soweit er durch das schulische Angebot nicht abgedeckt 
wird.

im Übrigen greift der Vorrang schulrechtlicher regelungen nach § 10 Abs . 1 sgb 
Viii, wobei i . d . r . leistungskongruenz bestehen muss .132 bei der einführung bestimm-

127  speziell zur umstellung auf einen verpflichtenden ganztagsunterricht siehe rux/niehues, schulrecht, 2013, 
rn . 169; ausf . zur Verfassungsmäßigkeit des gebundenen ganztags hanschmann, staatliche bildung und 
erziehung, 2017, s . 73 ff .

128   zu teilnahmeverpflichtungen bei außerunterrichtlichen Angeboten im offenen ganztag ausf . Münder/ 
smessaert, sozialrechtliche leistungen, 2008, s . 25 ff .

129   dies als Qualitätsanforderung bundesrechtlich zu verankern, macht auch mit blick auf das bundesteilhabe-
recht (sgb iX) sinn . ein auf die schulbildung abgestimmtes ganztags- bzw . hortangebot wurde vom bun-
dessozialgericht vorausgesetzt, um kinder mit behinderung eine integrationshilfe als leistung zur teilhabe 
auch für den nachmittag zu gewähren; vgl . bsg, urteil vom 06 .12 .2018 – b 8 sO 7/17 r, juris rn . 20,  
siehe nunmehr auch § 112 Abs . 1 s . 2 sgb iX in der ab dem 01 .01 .2020 geltenden Fassung .

130  Münder, bedarfsdeckende Förderung und betreuung, 2017, s . 26 ff .
131   zu der von Münder vorgeschlagenen Formulierung siehe ebd ., s . 31 f .
132   Vgl . Wiesner, in: Wiesner, sgb Viii, 2015, § 10 rn . 21; schönecker/Meysen, in: Münder/Meysen/trenczek, 

Frankfurter kommentar sgb Viii, 2019, § 10 rn . 22, jew . m . w . n . zur rspr .
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ter Qualitätsmerkmale für die ganztagsbetreuung im sgb Viii wäre zu diskutieren, 
ob das erfordernis der leistungskongruenz auch für diese ausdrücklich festgeschrie-
ben werden sollte . dies könnte dadurch geschehen, dass in den vorgeschlagenen 
Wortlaut der kollisionsregelung ein Passus aufgenommen wird, wonach das schuli-
sche Angebot zumindest „gleichwertig“ sein muss, damit der rechtsanspruch als ab-
gedeckt gilt . es müsste dann heißen: „soweit er durch das schulische Angebot nicht 
in gleichwertiger Form/Art und Weise abgedeckt wird .“ das tatbestandsmerkmal 
„gleichwertig“ würde zum Ausdruck bringen, dass nicht gleichartigkeit gefordert ist, 
sondern das Angebot lediglich im ergebnis qualitativ nicht (wesentlich) hinter dem 
betreuungsanspruch nach sgb Viii zurückstehen darf . es wäre dann der rechtspre-
chung überlassen, ähnlich wie bei der eingliederungshilfe, in konkreten Fällen zu ent-
scheiden, ob das Angebot der schule dem erfordernis der leistungskongruenz ge-
nügt oder ob der rechtsanspruch nach sgb Viii weiter (ergänzend) eingreift .133

4 erforderlichkeit einer BundesGesetzlichen 
 reGelunG nach art. 72 aBs. 2 GG

Von seiner konkurrierenden gesetzgebungskompetenz auf dem gebiet der „öffentli-
chen Fürsorge“ nach Art . 74 Abs . 1 nr . 7 gg kann der bund nur dann gem . Art . 72 Abs . 
2 gg gebrauch machen, „wenn und soweit die herstellung gleichwertiger lebens-
verhältnisse im bundesgebiet oder die Wahrung der rechts- oder Wirtschaftsein-
heit im gesamtstaatlichen interesse eine bundesgesetzliche regelung erforderlich 
macht .“ die Anforderungen dieser subsidiaritätsklausel wurden zunächst im rahmen 
der Verfassungsreform 1994 verschärft und nochmals durch die Föderalismusreform 
2006 geändert .134 seit der Altenpflegeentscheidung 2002 stellt das bundesverfas-
sungsgericht hohe Anforderungen an ihre erfüllung;135 an diesen müssen sich bun-
desgesetzliche Vorschriften zu Qualitätsstandards für die ganztagsbetreuung von 
grundschulkindern messen lassen .

a. „herstellung gleichwertiger lebensverhältnisse im Bundesgebiet“
so ist nach dem bundesverfassungsgericht eine bundesgesetzliche regelung zur 
herstellung gleichwertiger lebensverhältnisse „erst dann erforderlich, wenn sich 
die lebensverhältnisse in den ländern der bundesrepublik in erheblicher, das bun-
desstaatliche sozialgefüge beeinträchtigender Weise auseinanderentwickelt haben 
oder sich eine derartige entwicklung konkret abzeichnet .“136 dieses erfordernis ist 
nicht erfüllt, wenn es lediglich um das inkraftsetzen einer bundeseinheitlichen re-
gelung oder eine Verbesserung der lebensverhältnisse geht .137 das bundesverfas-
sungsgericht hat allerdings betont, dass ein „rechtfertigendes besonderes interesse 

133  Vgl . Wiesner, in: Wiesner, sgb Viii, 2015, § 10 rn . 25 . 
134  instruktiv zur gesetzgebungshistorie Wittreck, in: dreier, gg kommentar, bd . 2, 2015, Art . 72 rn . 4 ff .
135  bVerfge 106, 62 (144 ff .); dazu Wittreck, in: dreier, gg kommentar, bd . 2, 2015, Art . 72 rn . 5: „extrem rigide 

Anforderungen“ .
136  bVerfge 106, 62 (144); 112, 226 (244); 140, 65 (rn . 35); st . rspr .
137  bVerfge 106, 62 (144); 140, 65 (rn . 35) .

bundeskompetenz zur regelung von Qualitätskriterien für die betreuung und Förderung von grundschulkindern



38

an einer bundesgesetzlichen regelung“ auch dann bestehen kann, „wenn sich ab-
zeichnet, dass regelungen in einzelnen ländern aufgrund ihrer Mängel zu einer mit 
der gleichwertigkeit der lebensverhältnisse unvereinbaren benachteiligung der ein-
wohner dieser länder führen und diese deutlich schlechter stellen als die einwohner 
anderer länder .“138 zudem darf nicht zu erwarten sein, dass „vorhersehbare einbu-
ßen in den lebensverhältnissen von den betroffenen ländern durch mit anderen 
länder abgestimmte regelungen bewältigt werden können .“139

(1) Auseinanderentwicklung des sozialgefüges im bundesgebiet
Welche Maßstäbe das bundesverfassungsgericht an die darlegung einer solchen 
„Auseinanderentwicklung“ der lebensverhältnisse bzw . „benachteiligung der ein-
wohner“ einzelner bundesländer stellt, lässt sich aus seinen bisherigen Judikaten 
gut ersehen . so reichen allgemeine Annahmen über bestimmte entwicklungen, auch 
wenn sie plausibel erscheinen, nicht aus . Vielmehr ist der bundesgesetzgeber aufge-
fordert, konkrete daten, wissenschaftlich aufbereitetes Material und/oder statisti-
ken vorzulegen, die seine Annahmen unterstützen .140 

dass diese strengen Voraussetzungen in bezug auf die einführung des betreu-
ungsanspruchs für grundschulkinder vom bundesgesetzgeber erfüllt werden kön-
nen, sollte außer Frage stehen . Allein die oben aufgeführten statistischen daten zei-
gen, wie deutlich das Angebot an ganztags- bzw . hortangeboten im (grund-)
schulbereich – auch in beziehung zum betreuungsbedarf – unter den bundeslän-
dern gegenwärtig auseinanderklafft .141 Wenn eltern und kinder z . b . in berlin oder 
hamburg entsprechend ihrem Wunsch und bedarf an jeder grundschule i . d . r . ein 
Angebot auf ganztagsbetreuung vorfinden, bietet in baden-Württemberg oder 
schleswig-holstein noch nicht einmal ein drittel aller schulen mehr als eine verläss-
liche Über-Mittag-bebetreuung, geschweige denn ein Mittagessen für die kinder 
an .142 selbst in Anbetracht der hohen Anforderungen, die das bundesverfassungsge-
richt mittlerweile an die herstellung gleichwertiger lebensverhältnisse im sinne von 
Art . 72 Abs . 2 gg stellt, kann wohl kaum bezweifelt werden, dass sich das bundes-
staatliche sozialgefüge im bereich der ganztagseinrichtungen erheblich auseinan-
derentwickelt hat und kinder sowie eltern in einzelnen bundesländern beim ganz-
tagsangebot deutlich benachteiligt sind . es ist auch nicht ersichtlich, dass die 
koordination der länder untereinander, insb . über die kMk, derzeit in der lage ist, 
die bestehenden benachteiligungen in den einzelnen ländern zu kompensieren .143 
dass die einführung eines bundeseinheitlichen rechtsanspruchs im sgb Viii als ein 
effektives Mittel gesehen wird, diese zersplitterung zu überwinden und insoweit ein 

138  bVerfge 140, 65 (rn . 35) mit Verweis auf bVerfge 106, 62 (153 f .); 112, 226 (244 f .) .
139  bVerfge 112, 226 (248) .
140  grdl . bVerfge 106, 62 (154); 111, 226 (255); 112, 226 (245 ff .) . 
141  Vgl . Alt et al ., umsetzung des rechtsanspruchs, 2019, s . 4 f ., basierend auf den daten des bildungsberichts 

2018; Alt et al ., dJi-kinderbetreuungsreport 2018, s . 27, basierend auf der dJi-kinderbetreuungsstudie 
2017: lange et al ., kinderbetreuung im grundschulalter, 2017 .

142  siehe oben unter ii .2 .c .
143  bislang hat die kMk in bezug auf ganztagsangebote lediglich die unterschiedliche situation in den bundes-

ländern statistisch erfasst und beschrieben, ohne dass eine gemeinsame strategie der bundesländer in 
Ansätzen erkennbar wird; vgl . etwa kMk 2015; 2018 .
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Mindestmaß an gleichwertigen lebensverhältnissen zu schaffen, legen bereits die 
Ausführungen des bundesverfassungsgerichts zur einführung des rechtsanspruchs 
im bereich der kindertagesbetreuung für kleinkinder ab dem ersten lebensjahr na-
he .144

(2) bundesgesetzliche normierung von Qualitätsmerkmalen
Auch bei einer zulässigen Festlegung von Qualitätsmerkmalen für die Förderung und 
betreuung von (grund-)schulkindern ist der bundesgesetzgeber nach der recht-
sprechung gefordert, die von ihm festgesetzten (Mindest-)Anforderungen, z . b . mit 
blick auf einen bestimmten Fachkraft-kind-schlüssel oder räumliche standards, 
fachlich möglichst genau zu begründen und die unterschiedliche entwicklung im 
bundesgebiet konkret darzulegen . Wählt der gesetzgeber ein kooperatives Vorge-
hen durch die bestimmung bestimmter handlungsfelder für die Qualitätsentwick-
lung im sinne des kiQutg, so muss er erläutern, dass die von ihm gewählten hand-
lungsfelder für die sicherstellung einer bestimmten (Mindest-)Qualität relevant sind, 
um ein bundesweit ausreichendes Qualitätsniveau zu erreichen .145 es muss dargelegt 
werden, dass dieses Qualitätsniveau im bundesgebiet (bislang) nicht sichergestellt 
ist, sich die Verhältnisse in erheblicher Weise auseinanderentwickelt haben und ohne 
ein bundesgesetzliches eingreifen eine Verbesserung nicht in ausreichender Weise 
zu erwarten ist . es bleibt hervorzuheben, dass sich entsprechende bundesregelun-
gen zur qualitativen Ausgestaltung des rechtsanspruchs auf das für die herstellung 
eines Mindestmaßes an gleichwertigkeit notwendigen beschränken müssen .146 bei 
alledem steht dem bundesgesetzgeber allerdings ein einschätzungsspielraum zu .147 

Ob das erfordernis so kleinteilig gehandhabt werden sollte, wie g . kirchhof es 
tut, wenn er einzelne der im kiQutg festgelegten handlungsfelder im detail auf ihre 
erforderlichkeit durchprüft,148 erscheint fraglich . die bisherige rechtsprechung des 
bundesverfassungsgerichts hat vielmehr jeweils größere regelungskomplexe in den 

144  bVerfge 140, 65 (rn . 43): „Vor allem aber ist der zugang zu öffentlich geförderten betreuungseinrichtungen 
für kleinkinder seit dem Jahr 2013 rechtlich so ausgestaltet, dass jedem kind, dessen eltern einen öffentlich 
geförderten betreuungsplatz wünschen, ein solcher Platz auch zur Verfügung gestellt werden muss . nach 
§ 24 Abs . 2 sgb Viii besteht diesbezüglich ein einklagbarer leistungsanspruch, der nicht unter kapazitäts-
vorbehalt gestellt ist . danach kann das betreuungsgeld von vornherein nicht auf die schließung einer Ver-
fügbarkeitslücke gerichtet sein . dieses ziel wird vielmehr unmittelbar und effektiv mit der durchsetzung des 
leistungsanspruchs der eltern verfolgt (zu einem Aufwendungsersatzanspruch bei nichterfüllung analog 
§ 36a Abs . 3 sgb Viii vgl . bVerwge 148, 13, 20 (rn . 26 ff .)) .“

145  Vgl . Oeter, in: v . Mangoldt/klein/starck, gg kommentar, bd . 2, 2018, Art . 72 rn . 102 f .: „notwendigkeit einer 
wertenden betrachtung“, „wertende gesamtschau“ . zu den handlungsfeldern nach § 2 kiQutg, die nach der 
gesetzesbegründung auf einem „jahrelangen, breit angelegten und partizipativen Prozess“ in der Qualitäts-
entwicklung beruhen: bt-drucks . 19/4947, s . 20; ausf . oben unter ii .4 .

146  Vgl . degenhart, in: sachs, gg kommentar, 2018, Art . 72 rn . 11: „Mit dem kriterium der erforderlichkeit wird 
ein teilelement des Verhältnismäßigkeitsprinzips […] auf die staatliche kompetenzordnung übertragen .“

147  Vgl . bVerfge 111, 226 (255); 128 (34) .
148  kirchhof, stellungnahme zu bt-drucks . 19/4947, s . 4 f .; die kritikpunkte überzeugen auch in der sache nicht, 

z . b . wenn kirchhof meint, die unterschiedlichen kostenbeiträge für kitas würden das bundesstaatliche so-
zialgefüge nicht wesentlich beeinträchtigen; diese sicht widerspricht nicht nur bVerfge 97, 332 (340 ff .) . die 
höchst unterschiedlichen elternbeiträge in den kommunen stellen für betroffene eltern teilweise erhebliche 
benachteiligungen dar und beeinflussen die inanspruchnahme des betreuungsangebots, siehe bertelsmann 
stiftung, elternzOOM, 2018 .
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blick genommen .149 insoweit kommt es nach der hier vertretenen Auffassung darauf 
an, dass die festgelegten Qualitätsstandards in ihrer gesamtheit fachlich untermau-
ert sind und erhebliche disparitäten im bundesgebiet plausibel dargelegt werden 
können . 

b. „Wahrung der […] Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen interesse“
Ob bei der einführung eines rechtsanspruchs auf ganztagsbetreuung bzw . der 
flankierenden bestimmung von Qualitätskriterien (oder handlungsfeldern in einem 
Qualitätsgesetz) auch das Merkmal der „Wahrung der Wirtschaftseinheit im gesamt-
staatlichen interesse“ gem . Art . 72 Abs . 2 gg erfüllt sein kann, kann hier nicht ab-
schließend bewertet werden . entscheidend dafür ist nach der rechtsprechung, dass 
die bundesgesetzliche regelung „Voraussetzung für die Funktionsfähigkeit des Wirt-
schaftsraums der bundesrepublik ist, wenn also unterschiedliche landesregelungen 
oder das untätigbleiben der länder erhebliche nachteile für die gesamtwirtschaft 
mit sich brächten .“150 rixen bejaht diese Voraussetzung mit blick auf das kiQutg 
unter Verweis auf die gesetzesbegründung . danach würde der Arbeitsmarkt als teil 
der bundesweiten Wirtschaft erheblich schlechter funktionieren, wenn die Wahl des 
Arbeitsortes im bundesgebiet von einem nicht bundesweit regulierten Angebot an 
tagesbetreuungsplätzen abhinge .151 das bundesverfassungsgericht scheint in bezug 
auf das betreuungsangebot in kindertageseinrichtungen und in der tagespflege die-
ser Argumentationslinie gegenüber aufgeschlossen .152 es gibt auch keinen grund, in 
bezug auf die ganztagsbetreuung im grundschulbereich hiervon abzuweichen . legt 
man allerdings die strengen Maßstäbe der Altenpflege-entscheidung an, müsste der 
gesetzgeber den zusammenhang zwischen dem betreuungsangebot in einzelnen 
bundesländern bzw . regionen und der entwicklung des dortigen Arbeitsmarkts 
(auch mit bezug auf geschlechtsbedingte benachteiligungen) anhand von wissen-
schaftlichen studien und/oder statistischen daten zumindest plausibel darlegen .153 
dass neben dem rein zeitlich determinierten Anspruch auf betreuung auch wesentli-
che Qualitätskriterien mit blick auf die „Wahrung der Wirtschaftseinheit im gesamt-
staatlichen interesse“ als erforderlich im sinne von Art . 74 Abs . 2 gg angesehen wer-
den können, erscheint also gut möglich .154 

149  Vgl . etwa bVerfge 106, 62 (153 f .) – Altenpflegegesetz; bVerfge 111, 226 (244 ff .) – Juniorprofessur;  
bVerfge 113, 167 (198) – risikostrukturausgleich; bVerfge 114, 196 (222 f .) – beitragssicherungsgesetz; 
bVerfge 140, 65 (rn . 36 ff .) – betreuungsgeldgesetz .

150  bVerfge 140, 65 (rn . 49) mit Verweis auf bVerfge 106, 62 (146 f .); 112, 226 (248 f .); 138, 126 (rn . 109) .
151  rixen, nVwz 2019, 432 (437) unter bezugnahme auf bt-drucks . 19/4947, s . 16 .
152  bVerfge 140, 65 (rn . 52 f .); insgesamt erscheint das bundesverfassungsgericht mit blick auf das kriterium 

der „Wirtschaftseinheit“ deutlich großzügiger zu sein, was wenig überzeugend erscheint; bejaht wurde die 
erforderlichkeit aus gründen der Wirtschaftseinheit u . a . in bVerfge 106, 62 (156 ff .) – Altenpflegegesetz; 
bVerfge 119, 59 (82 f .) – hufbeschlaggesetz; bVerfge 125, 141 (155 f .) – Mindesthebesatz für die gewerbe-
steuer; bVerfge 135, 155 (rn . 114 ff .) – Filmförderungsgesetz; bVerfge 136, 194 (rn . 113 f .) – Weinabgabe; 
bVerfge 138, 136 (rn . 112 ff .) .

153  Vgl . bVerfge 106, 62 (159) .
154  zum zusammenhang zwischen kita-Qualität und inanspruchnahme der betreuungsangebote insb . durch 

erwerbstätige Mütter siehe schober/spieß, diW-Wochenbericht, 463 ff . 
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c. zwischenergebnis
die erforderlichkeit einer bundesgesetzlichen regelung zur herstellung gleichwer-
tiger lebensverhältnisse im bundesgebiet nach Art . 72 Abs . 2 gg verlangt, dass sich 
die lebensverhältnisse in den ländern in einer das „bundesstaatliche sozialgefü-
ge beeinträchtigenden Weise auseinanderentwickelt haben“ oder sich eine solche 
entwicklung konkret abzeichnet . dies hat der bundesgesetzgeber auf fundierter 
grundlage oder mithilfe von statistiken darzulegen . in bezug auf die einführung 
eines Anspruchs auf ganztagsbetreuung für grundschulkinder im sgb Viii ist die-
ses erfordernis mit blick auf das massive Auseinanderklaffen des Angebots in den 
bundesländern erfüllt . der gleiche Maßstab gilt auch, wenn bestimmte Qualitäts-
standards als Mindeststandards oder bestimmte handlungsfelder im rahmen eines 
Qualitätsgesetzes bundesgesetzlich festgelegt werden sollen . es muss sich demnach 
um Anforderungen handeln, die erstens nach dem diskussionsstand der Fachwissen-
schaft bzw . praxis für eine förderliche ganztagsbetreuung notwendig sind und bei 
denen zweitens zumindest in einzelnen bundesländern oder regionen erhebliche 
nachholbedarfe konstatiert werden können .

5 kooPeratiVe handlunGsformen entsPrechend 
dem kitaQualitätsGesetz

nach dem gutachtenauftrag soll geprüft werden, inwiefern im rahmen der imple-
mentation von Qualitätskriterien im ganztagsbereich auch kooperative steuerungs-
formen im sinne des kiQutg genutzt werden können, da dies derzeit als naheliegen-
des Modell für eine regelung von ganztagsqualität auf bundesgesetzlicher ebene 
angesehen wird . 

a. mögliche einbeziehung der Ganztagsbetreuung in das kiQutG
die regelungssystematik des kiQutg wurde bereits genauer dargestellt .155 das ge-
setz könnte in seinem Anwendungsbereich weitgehend problemlos auf die tagesbe-
treuung für grundschulkinder erweitert werden . hierfür müssten lediglich das Wort 
„frühkindlicher“ in § 1 Abs .  1 kiQutg gestrichen und in § 1 Abs . 2 s . 1 kiQutg die 
begrenzung „bis zum schuleintritt“ durch „bis zum beginn der fünften schulklasse“ 
ersetzt werden .156 

Allerdings ergeben sich für die hortbetreuung aufgrund der besonderheiten 
des ganztags andere handlungsfelder für die Qualitätsentwicklung als jene, die für 
den frühkindlichen bereich in § 2 kiQutg festgelegt sind .157 insofern könnte das ge-
setz bspw . um einen weiteren Paragrafen ergänzt werden, der in einem Absatz 1 
entsprechend § 2 kiQutg die für die ganztagsbetreuung relevanten handlungsfelder 
benennt . in Absatz 2 könnte festgelegt werden, dass die länder die Qualitätsmaß-
nahmen auch im rahmen ihrer (vorrangigen) schulrechtlichen befugnisse im offenen 

155  Oben unter ii .4 .
156  Vgl . Münder, bedarfsdeckende Förderung und betreuung, 2017, s . 14 .
157  siehe oben unter ii .3 .
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oder gebundenen ganztag umsetzen können .158 in einem dritten Absatz könnten 
dann die §§ 4 bis 6 kiQutg, ggf . mit Modifikationen, für entsprechend anwendbar 
erklärt werden . es wäre alternativ denkbar, ein eigenes Qualitätsgesetz für die ta-
gesbetreuung im grundschulalter zu schaffen .

in verschiedenen stellungnahmen wurden verfassungsrechtliche bedenken ge-
gen den regelungsinhalt des kiQutg geltend gemacht . im kern betreffen die ein-
wände die erforderlichkeit einer bundesgesetzlichen regelung nach Art . 72 Abs . 2 g 
(im Folgenden unter b .), die (mögliche) umgehung finanzverfassungsrechtlicher 
Vorgaben nach Art . 107 gg (unter c .) sowie die Verbindlichkeit der zwischen dem 
bund und den ländern gem . § 4 kiQutg geschlossenen Verträge und des Monito-
rings nach § 6 kiQutg (unter d .) .

b. Vereinbarkeit länderspezifischer kooperationsregelungen  
mit art. 72 abs. 2 GG
im rahmen der bundestagsanhörung zum kiQutg ist aus verfassungsrechtlicher 
sicht eingewandt worden, dass es dem gesetz an der erforderlichkeit nach Art . 72 
Abs . 2 gg mangele, da der Abschluss von 16 unterschiedlichen Verträgen mit den 
bundesländern keine „bundeseinheitliche regelung“ darstelle . die konkurrierende 
gesetzgebungskompetenz erlaube dem bund nicht, unterschiedliche staatsverträge 
mit den ländern abzuschließen .159 

(1) grundsätzliche zulässigkeit länderspezifischer kooperativer regelungen 
hierzu ist zunächst anzumerken, dass Art . 72 Abs . 2 gg gerade nicht von einer „bun-
deseinheitlichen“, sondern von einer „bundesgesetzlichen“ (herv . d . Verf .) regelung 
spricht .160 es kann also zumindest aus dem Wortlaut der norm nicht gefolgert wer-
den, dass damit ein Modell unterschiedlicher kooperationsverträge, wie es das ki-
Qutg statuiert, vom verfassungsändernden gesetzgeber ausgeschlossen werden 
sollte . 

in der tat bedient sich der bundesgesetzgeber hier eines neuen, von den bishe-
rigen Formen der bund-länder-gesetzgebung abweichenden steuerungsmodells .161 
Allerdings wird dadurch die kompetenzordnung des grundgesetzes im kern nicht 
beeinträchtigt . bereits seit den 1950er-Jahren hat sich in der bundesrepublik eine 
„vielfältig verzweigte Praxis“ der kooperation zwischen bund und ländern heraus-
gebildet, die als Übergang zu einem „kooperativen Föderalismus“ beschrieben wor-
den ist .162 

regelungen durch staatsverträge und Verwaltungsabkommen zwischen bund 
und ländern werden dabei jedenfalls dann als zulässig angesehen, wenn sie „ambiva-
lente Materien“ betreffen, die in die kompetenz sowohl des bundes als auch der 

158  zur Vorrangs- bzw . öffnungsklausel im sgb Viii siehe oben unter iii .3 . 
159  kirchhof, stellungnahme zu bt-drucks . 19/4947, s . 7 .
160  Vgl . Wittreck, in: dreier, gg kommentar, bd . 2, 2015, Art . 72 rn . 20; Jarass/Pieroth, gg kommentar, 2018, 

Art . 72 rn . 19 .
161  in bezug auf neue steuerungsmodi im Verwaltungsrecht siehe schuppert, in: hoffmann-riem/ 

schmidt-Aßmann/Voßkuhle, grundlagen des Verwaltungsrechts, bd . 1, 2012, § 16 . 
162  Volkmann/kaufhold, in: v . Mangoldt/klein/starck, gg kommentar, bd . 3, 2018, Art . 91a rn . 2 m . w . n .
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länder fallen .163 diese Voraussetzung ist, wie gesehen, für die Materie der ganztags-
betreuung mit blick auf die konkurrierende bundeskompetenz der „öffentlichen Für-
sorge“ nach Art . 74 Abs . 1 nr . 7 gg zu bejahen .164 das wird auch von kritikern bezüg-
lich der frühkindlichen betreuung nicht grundsätzlich, sondern nur mit blick auf 
einzelne handlungsfelder und regelungspunkte des kiQutg infrage gestellt .165 Mit 
anderen Worten: kann der bund auf dem gebiet der tagesbetreuung, gestützt auf 
die konkurrierende gesetzgebungskompetenz nach Art . 74 Abs . 1 nr . 7 gg, bestimm-
te Qualitätskriterien bundesweit festlegen,166 so ist auch ein regelungsmodell, wo-
nach er entsprechende standards mit den ländern vertraglich vereinbart, im grund-
satz zulässig .

(2) geeignetheit des kiQutg zur erzielung von konvergenz? 
im sinne von Art . 72 Abs . 2 gg ist vielmehr zu fragen, inwiefern das regelungsmodell 
des kiQutg „zur herstellung gleichwertiger lebensverhältnisse im bundesgebiet“ 
bzw . „zur Wahrung der rechts- oder Wirtschaftseinheit“ geeignet und erforderlich 
ist .167 dem gesetzgeber steht dabei ein einschätzungs- und Prognosespielraum zu .168 
es kommt dabei auf eine wertende gesamtbetrachtung in bezug auf „konzept und 
Ausgestaltung“ des gesetzes an .169

nach dem regelungskonzept des kiQutg werden in § 2 s . 1 insgesamt zehn 
handlungsfelder benannt, die vom bundesgesetzgeber als für die Qualitätsentwick-
lung im frühkindlichen bereich bedeutsam angesehen werden . diese kriterien basie-
ren ausweislich der gesetzesbegründung auf einem „jahrelangen, breit angelegten 
und partizipativ durchgeführten Prozess […] von bund, ländern und kommunalen 
spitzenverbänden unter einbeziehung zentraler Akteure […] aus dem Feld und aus 
der zivilgesellschaft“ .170 sie werden in der gesetzesbegründung auffallend detailge-
nau begründet und erläutert .171 

Aufgrund der Analyse ihrer Ausgangslage in den zehn handlungsfeldern legen 
die bundesländer die aus ihrer sicht relevanten handlungsfelder und Maßnahmen 
fest und erstellen daraufhin ihre jeweiligen handlungs- und Finanzierungskonzepte 
entsprechend § 3 Abs . 2 bis 4 kiQutg, die dann in den Verträgen zwischen bund und 
ländern nach § 4 kiQutg festgehalten werden . in dem Prozess werden die bundes-

163  rudolf, in: isensee/kirchhof, hdbstr, bd . Vi, 2008, § 141 rn . 54; grawert, Verwaltungsabkommen, 1967, 
s . 131 ff .

164  Oben unter iii .4 .
165  Vgl . kirchhof, stellungnahme zu bt-drucks . 19/4947, s . 4 f .
166  kirchhof, ebd ., s . 5 will dies – enger als hier vertreten – auf „elementare […] Mindeststandards“ begrenzen . 

dazu zählt er den Fachkraft-kind-schlüssel, den „grundlegenden Anspruch auf räumlichkeiten“, die sprach-
liche bildung sowie das zusammenwirken mit den trägern der öffentlichen und freien Jugendhilfe sowie 
den eltern und Familien .

167  Vgl . degenhart, in: sachs, gg kommentar, 2018, Art . 72 rn . 20; Jarass/Pieroth, gg kommentar, 2018,  
Art . 72 rn . 17a f .

168  Vgl . bVerfge 106, 62 (151 f .); 111, 226 (255); 128, 1(34); Wittreck, in: dreier, gg kommentar, bd . 2,  
Art . 72 rn . 18; degenhart, in: sachs, gg kommentar, 2018, Art . 72 rn . 20 m . w . n . 

169  bVerfge 106, 62 (149) .
170  bt-drucks . 19/4947, s . 20 .
171  bt-drucks . 19/4947, s . 20–26 .
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länder durch die beim bundesfamilienministerium eingerichtete geschäftsstelle 
nach § 5 kiQutg unterstützt und begleitet . 

ein kernstück des steuerungsansatzes liegt in dem verpflichtenden Monitoring 
gem . § 6 Abs . 1 und 2 kiQutg, das vom bMFsFJ jährlich, beginnend im Jahr 2020 und 
(vorerst) letztmalig 2023, durchgeführt wird . um den Anforderungen des „instru-
mentenkastens“ nach § 2 kiQutg gerecht zu werden, soll das Monitoring „länderspe-
zifisch“ ausgestaltet sein . gleichzeitig soll „im sinne der konvergenz (§ 1 Abs . 3) eine 
,länderübergreifendee‘ betrachtung stattfinden . kriterien des Monitorings sind die 
von den ländern ergriffenen Maßnahmen auf sämtlichen handlungsfeldern .“172 

der bundesgesetzgeber geht hier ersichtlich davon aus, dass die länder auf-
grund des Monitorings und dessen öffentlicher Wahrnehmung daran arbeiten wer-
den, die standards in den genannten handlungsfeldern zu verbessern, ohne dass es 
eines (verfassungsrechtlich problematischen) sanktionsbewehrten eingreifens des 
bundes bedarf .173 damit kann aus sicht des gesetzgebers den unterschiedlichen Aus-
gangslagen und den spezifischen nachholbedarfen der bundesländer in einer Weise 
rechnung getragen werden, die zu einer bundesweiten Angleichung der standards 
im kita-bereich führen und damit im ergebnis eine „herstellung gleichwertiger le-
bensbedingungen“ bewirken soll . dieser, die besonderheiten in den regionen und 
bundesländern berücksichtigende steuerungsansatz stellt in der logik des gesetz-
gebers zunächst ein geeignetes Mittel zur erreichung der ziele des Art . 72 Abs . 2 gg 
dar .174 er bedient sich der erfahrungen von bundesweiten und internationalen instru-
menten des bildungsmonitorings .175 

(3) erforderlichkeit eines bundesgesetzes mit kooperativem steuerungsansatz 
unter diesen umständen ist auch die erforderlichkeit zu bejahen .176 im Vergleich zu 
einer unmittelbaren Festlegung verbindlicher Qualitätskriterien greift das Vorgehen 
nach § 2 kiQutg, wonach sich die länder aus dem dort beschriebenen „instrumen-
tenkasten“ diejenigen Felder und Maßnahmen aussuchen, die sie aufgrund ihrer ei-
genen Analyse identifizieren, zweifellos weniger stark in die länderhoheit ein . das 
im kiQutg vorgesehene kooperative steuerungsmodell belässt den ländern prima 
facie deutlich mehr spielraum als eine bundeseinheitliche Festlegung .

(4) beobachtungs- und nachbesserungspflichten
Folglich wird man dem bundesgesetzgeber im rahmen seiner einschätzungspräro-
gative nicht absprechen können, einen steuerungsansatz des kooperativen han-
delns, wie im kiQutg festgelegt, mit dem ziel der herstellung gleichwertiger le-
bensverhältnisse im bundesgebiet zu verfolgen .177 Allerdings treffen ihn insb . bei der 

172  bt-drucks . 19/4947, s . 29 .
173  Vgl . rixen, nVwz 2019, 432 (435) .
174  Vgl . bt-drucks . 19/4947, s . 16; rixen, nVwz 2019, 432 (437) . 
175  Ausf . hanschmann, staatliche bildung und erziehung, 2017, s . 8 ff .; zur steuerungswirkung der internationa-

len schulleistungsstudien wie PisA siehe bogdandy/goldmann, zaörV 69 (2009), 51 ff .
176  zum erforderlichkeitsmerkmal im rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung siehe Jarass/Pieroth,  

gg kommentar, 2018, Art . 20 rn . 119 mit umfangreichen nachweisen zur rpsr .
177  zur erforderlichkeit von bundesgesetzlichen regelungen, die „regionalen besonderheiten“ rechnung tragen, 

siehe auch Wittreck, in: dreier, gg kommentar, bd . 2, 2015, Art . 72 rn . 20 m . w . n .
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einführung neuer steuerungskonzepte beobachtungs- und nachbesserungspflich-
ten .178 spätestens nach durchführung der in § 6 Abs . 3 kiQutg festgelegten evalua-
tion wird er die Wirksamkeit des gesetzes mit blick auf eine tatsächliche konvergenz 
zwischen den bundesländern genauer darlegen müssen .179 dabei dürfte es einerseits 
ausreichen, wenn die evaluation eine belegbare positive entwicklung in richtung ei-
ner Angleichung aufzeigt .180 Andererseits wird es nicht genügen, wenn – trotz er-
sichtlich divergierender entwicklungen – ein positiver effekt in richtung einer bun-
desweiten konvergenz nur behauptet und nicht konkret durch daten unterlegt wird . 

c. mögliche umgehung finanzverfassungsrechtlicher Vorgaben 
einwände sind gegen das kiQutg auch aus finanzverfassungsrechtlicher sicht er-
hoben worden .181 nach Art . 5 Abs . 3 und 4 des gesetzes zur Weiterentwicklung der 
Qualität und zur teilhabe an der kindertagesbetreuung treten die Änderungen des 
Finanzausgleichsgesetzes (FAg), die den ländern bis zum Jahr 2022 umsatzsteuer-
anteile von etwa 5,5 Mrd . eur zum Ausgleich der mit dem kiQutg verbundenen be-
lastungen zuweisen, erst in kraft, sobald mit allen ländern Verträge nach § 4 kiQutg 
abgeschlossen sind . nach Auffassung von rixen liegt darin eine umgehung von Art . 
107 gg und Art . 104b, c gg, soweit man davon ausgehe, dass die Verträge rechts-
verbindlich seien; er möchte sie daher als „bloß politisch verbindliche“ Absprachen 
qualifizieren .182 

diese einwände sind aber aus mehreren gründen nicht stichhaltig . zum einen 
dürfte Art . 107 Abs . 1 s . 4, Abs . 2 gg (auch in seiner früheren Fassung) hier nicht 
einschlägig sein . denn diese regelung betrifft allein die Verteilung des umsatzsteu-
eraufkommens unter den bundesländern und den horizontalen Finanzausgleich . sie 
regelt, wie die umsatzsteueranteile, die Art . 106 gg (i . V . m . FAg) den ländern zu-
weist, auf die einzelnen länder verteilt werden und wie anschließend „sich danach 
ergebende unterschiede ihrer finanziellen leistungsfähigkeit auszugleichen sind“ .183 
Artikel 3 und 4 des gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualität und zur teilhabe an 
der kindertagesbetreuung befassen sich hingegen allein mit der vertikalen Vertei-
lung der umsatzsteuererträge zwischen bund und ländern, die sich nach Art . 106 
Abs . 2 und 3 gg (i . V . m . FAg) richten .184 sie verändern nicht die Mechanismen der 
horizontalen Verteilung der umsatzsteuererträge und des Ausgleichs unter den bun-
desländern . 

zum anderen werden die Finanzzuweisungen nach dem FAg gerade nicht an 
die Wirksamkeit oder erfüllung der Verträge nach § 4 kiQutg geknüpft; Mechanis-
men zur rückforderung wegen Verletzung vertraglicher Pflichten sind nicht vorge-

178  grdl . zu den beobachtungs- und nachbesserungspflichten bVerfge 50, 290 (335); 95, 267 (314 f .); 113,  
167 (234); ausf . zur rspr . bieback, zfrsoz 2018, 42 ff .

179  zu den methodischen standards der rechtswirkungsforschung siehe Wrase, rechtswirkungsforschung, 
2018 .

180  Vgl . bVerfge 106, 62 (159): trotz fortbestehender unsicherheiten muss die datenlage ausreichen, „um das 
konzept und die wesentlichen Annahmen des bundesgesetzgebers verlässlich zu stützen .“

181  Vgl . kirchhof, stellungnahme zu bt-drucks . 19/4947, s . 9; rixen, nVwz 2018, 432 (431) .
182  rixen, nVwz 2018, 432 (435, 438) .
183  siekmann, in: sachs, gg kommentar, 2018, Art . 107 rn . 4 m . w . n .
184  Vgl . auch bt-drucks . 19/4947, s . 4 . 
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sehen . eine Verknüpfung besteht nur insofern, als die finanzielle Ausgleichsregel erst 
in kraft tritt, sobald mit allen bundesländern Verträge abgeschlossen wurden . Juris-
tisch handelt es sich um eine aufschiebende bedingung des inkrafttretens der Ände-
rungen im FAg . eine solche Vorgehensweise des gesetzgebers hat das bundesver-
fassungsgericht in seiner contergan-entscheidung ausdrücklich gebilligt, „wenn das 
mit dem gesetz verfolgte rechtliche und soziale ziel sonst nicht sachgerecht ver-
wirklicht werden könnte .“185 davon konnte aber der bundesgesetzgeber plausibel 
ausgehen . kommt es nicht dazu, dass mit allen bundesländern entsprechende Ver-
träge nach § 4 kiQutg abgeschlossen werden, kann das steuerungskonzept des ki-
Qutg zur herstellung gleichwertiger Verhältnisse im bundesgebiet nicht in der in-
tendierten Form verwirklicht werden . es war daher zulässig, das inkrafttreten der 
Änderungen der umsatzsteuerzuweisung im FAg für die zeit bis 2022 an diese be-
dingung zu knüpfen . darin liegt weder eine umgehung der Art . 104b und c gg noch 
des Art . 107 gg .

Würde der bundesgesetzgeber seine Finanzzuweisungen hingegen an die er-
füllung der Verträge nach dem kiQutg knüpfen, läge darin eine verfassungswidrige 
umgehung der Art . 104b–d gg . nach der herrschenden Meinung legen diese nor-
men, neben den gemeinschaftsaufgaben gem . Art . 91a–e gg,186 die Fälle, in denen 
der bund den ländern unmittelbar zweckgebundene Mittel zur Verfügung stellen 
kann, abschließend fest . Mit blick auf die strikte Formklarheit und -bindung des Fi-
nanzverfassungsrechts schließt das grundgesetz vertragliche regelungen zwischen 
bund und ländern über Finanzzuwendungen außerhalb der in der Verfassung aus-
drücklich zugelassenen Fälle aus .187 Würde daher das kiQutg vorsehen, dass die zu-
weisungen von umsatzsteuererträgen nach dem FAg an die erfüllung der Verträge 
nach § 4 kiQutg geknüpft wären (und ggf . zurückgefordert werden könnten), würde 
dies die zwingenden Vorschriften des Finanzverfassungsrechts verletzen . das ist 
aber, wie gezeigt, gerade nicht der Fall . 

d. rechtsverbindlichkeit der Verträge und des monitorings nach dem kiQutG
sowohl die gesetzesbegründung als auch die übrige literatur gehen davon aus, 
dass die Verträge nach § 4 kiQutg „rechtsverbindlich“ sind .188 der gesetzgeber hat 
dies durch die gewählte begrifflichkeit klar zum Ausdruck gebracht („schließt … ei-
nen Vertrag“) .189 kirchhof und auch Münder qualifizieren die Verträge nach dem ki-
Qutg als staatsverträge .190 im gegensatz von Verwaltungsabkommen beziehen sich 
staatsverträge zwischen bund und ländern vor allem auf Materien, für die nach dem 

185  bVerfge 42, 263 (284); dazu Jarass/Pieroth, gg kommentar, 2018, Art . 82 rn . 10 m . w . n .
186  zur reduzierung der gemeinschaftsaufgaben und der Mischfinanzierungen im rahmen der beiden Födera-

lismusreformen und des sog . „kooperationsverbots“ im bildungsbereich siehe Volkmann/kaufhold, in:  
v . Mangoldt/klein/starck, gg kommentar, bd . 3, 2018, Art . 91a rn . 4–10; siekmann, in: sachs, gg kommen-
tar, 2018, Art . 91a rn . 6–11, speziell zum „kooperationsverbot“ ebd ., Art . 91b rn . 5, jeweils m . w . n .

187  Vgl . rixen, nVwz 2019, 432 (434) m . w . n .
188  bt-drucks . 19/4947, 27 f .
189  demgegenüber wird bei sog . (koordinations-)„Absprachen“ lediglich eine übereinstimmende rechtssetzung 

oder Verwaltungspraxis im kompetenzbereich der beteiligten Partner „angestrebt“; rudolf, in: isensee/
kirchhof, hdbstr, bd . Vi, 2008, § 141 rn . 57 .

190  kirchhof, stellungnahme zu bt-drucks . 19/4947, s . 5 f .; Münder, sicherung der Qualität, 2018, s . 12 .
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landesrecht gesetzliche regelungen notwendig sind, die also unter Parlamentsvor-
behalt stehen . können die vertraglichen Verpflichtungen durch rechtsverordnung, 
Verwaltungsvorschrift oder in anderer Weise von der exekutive erfüllt werden, reicht 
ein Verwaltungsabkommen .191 in bezug auf die zugesagten Maßnahmen dürften sich 
die Verträge mit den bundesländern nach § 4 kiQutg insoweit in ihrer Qualität als 
Verwaltungs- oder staatsverträge danach unterscheiden, ob sie landesgesetzliche 
entscheidungen erforderlich machen, die den Parlamenten vorbehalten sind .192 

Allerdings sind die Verträge, die nach dem kiQutg geschlossen werden, anders 
als „gewöhnliche“ staats- oder Verwaltungsverträge, unmittelbar an das regelungs-
system des gesetzes gekoppelt . insofern stellen sie Verträge eigener Art (sui gene-
ris) dar . durch die Verträge werden die bundesrechtlichen Qualitätsvorgaben jeweils 
länderspezifisch konkretisiert, wobei die länder je nach Ausgangslage nach Auswahl 
im „instrumentenkasten“ der handlungsfelder und Maßnahmen ihre eigenen schwer-
punkte setzen . Wie rixen hervorhebt, ist ein rechtlicher durchsetzungs- oder sank-
tionsmechanismus im gesetz nicht vorgesehen .193 insbesondere ist der finanzielle 
Ausgleich über die umsatzsteuerverteilung nicht an die erfüllung der Verträge ge-
knüpft; es können also im Fall der nichterfüllung auch keine gelder zurückgefordert 
werden . 

der einzige gesetzlich vorgesehene Weg, die länder zur erfüllung ihrer Ver-
pflichtungen anzuhalten, ist das Monitoring nach § 6 kiQutg . es wäre dabei verfas-
sungsrechtlich zulässig, ein solches Monitoring noch effektiver auszugestalten, als 
dies im gesetz bislang vorgesehen ist . so könnte die Überprüfung statt durch das 
bundesministerium auch durch ein unabhängiges gremium aus expert*innen durch-
geführt werden, was die Wissenschaftlichkeit und Objektivität des Monitorings erhö-
hen könnte . Auch wäre es denkbar, dass im rahmen des Verfahrens Mängel bei der 
umsetzung der vertraglich übernommenen Pflichten in einzelnen bundesländern 
ausdrücklich benannt werden . ein solcher Mechanismus einer fachgebundenen, ob-
jektiven bewertung und kontrolle, der nicht an unmittelbare rechtsfolgen wie rück-
forderungen oder strafzahlungen geknüpft ist, würde die verfassungsrechtlich ge-
schützte länderautonomie nicht verletzen, da er die zuständigkeitsregelungen des 
grundgesetzes, insb . der finanzverfassungsrechtlichen regelungen, unberührt lässt .

e. zwischenergebnis
der regelungsansatz des kiQutg könnte grundsätzlich auch auf den bereich der 
ganztagsbetreuung von (grund-)schulkindern angewendet werden; dies wäre insb . 
durch eine erweiterung des Anwendungsbereichs möglich . ein solches kooperatives 
steuerungsmodell ist auch mit Art . 72 Abs . 2 gg, der gerade keine „bundeseinheitli-
che“ regelung (mehr) verlangt, vereinbar . das gesetzgeberische konzept muss aber 
zur herstellung gleichwertiger lebensverhältnisse im bundesgebiet tatsächlich ge-
eignet sein, wobei dem bundesgesetzgeber ein einschätzungsspielraum zukommt . 

191  Ausf . rudolf, in: isensee/kirchhof, hdbstr, bd . Vi, 2008, § 141 rn . 59 .
192  Auf der anderen seite ist, worauf kirchhof hinweist, i . d . r . eine entscheidung der landesparlamente über  

die zuweisung der benötigten Mittel im haushaltsplan erforderlich . das spricht für die Annahme von staats-
verträgen; vgl . kirchhof, stellungnahme zu bt-drucks . 19/4947, s . 6 f .

193  rixen, nVwz 2019, 432 (435) .
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in diesem zusammenhang treffen ihn beobachtungs- und nachbesserungspflichten . 
spätestens nach durchführung der im kiQutg festgelegten evaluation wird er die 
Wirksamkeit des gesetzes mit blick auf die konvergenz zwischen den bundeslän-
dern genauer darlegen und ggf . nachjustieren müssen .

einwände gegen das gesetz wegen umgehung finanzverfassungsrechtlicher 
Vorschriften sind im ergebnis nicht begründet . die zur Prüfung stehenden regelun-
gen lassen die horizontale Verteilung der umsatzsteuererträge nach Art . 107 gg un-
berührt . die Finanzzuweisungen des bundes nach dem FAg sind auch nicht in unzu-
lässiger Weise an die erfüllung der Verträge nach Art . 4 kiQutg geknüpft . 

bei den abgeschlossenen Verträgen nach § 4 kiQutg handelt sich um rechts-
verbindliche Verträge, die entweder als Verwaltungsabkommen oder als staatsver-
träge zu qualifizieren sind . der einzige nach dem kiQutg vorgesehene Weg, die län-
der zur erfüllung ihrer Verpflichtungen anzuhalten, ist das jährliche Monitoring . es 
wäre dabei verfassungsrechtlich zulässig, ein solches Monitoring, etwa durch Über-
tragung an ein unabhängiges expert*innengremium bzw . einer befugnis zur Feststel-
lung von umsetzungsmängeln in den ländern, ggf . noch effektiver auszugestalten . 
die rückforderung von geldern oder strafzahlungen ist aufgrund der zwingenden 
Vorschriften des Finanzverfassungsrechts nicht zulässig . 

einheitliche Qualitäts kriterien für den ganztag im grundschulalter 
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iV
inVestitionen in die „kommunale 
BildunGsinfrastruktur”  
nach art. 104c GG

in bezug auf die gewährung von Finanzhilfen für bauliche und sonstige infrastruktu-
relle investitionen im bildungsbereich hält der neu gefasste Art . 104c gg eine weit-
reichende Möglichkeit für den bund bereit, den ländern Mittel zweckgebunden zur 
Verfügung zu stellen .194 in diesem bereich ist es daher möglich, dass der bund durch 
Vereinbarungen mit den ländern Finanzierungszusagen unmittelbar an die erfüllung 
von Verpflichtungen oder die erreichung bestimmter ziele knüpft . Art . 104b Abs . 2 s . 
2 gg, auf den Art . 104c s . 2 gg verweist, erlaubt ausdrücklich, dass im bundesgesetz 
oder in den Verwaltungsvereinbarungen „bestimmungen über die Ausgestaltung der 
jeweiligen länderprogramme“ getroffen werden .195 

Art . 104c gg in seiner im März 2019 geänderten Fassung lässt entsprechende 
Finanzhilfen „für gesamtstaatlich bedeutsame investitionen sowie besondere, mit 
diesen unmittelbar verbundene, befristete Aufgaben der länder und gemeinden 
(gemeindeverbände) zur steigerung der leistungsfähigkeit der kommunalen bil-
dungsinfrastruktur“ zu .196 hierunter fallen die für den ganztag und den hort beson-
ders bedeutsamen sachinvestitionen wie etwa der neu- und umbau, z . b . die errich-
tung von schulkantinen, gebäuden und räumen für den Freizeit- und hortbereich 
etc ., sowie die sanierung von gebäuden einschließlich der notwendigen einrichtung 
und Ausstattung .197 

zwar gibt es stimmen in der literatur, die den begriff der „kommunalen  
bildungsinfrastruktur“ im Wesentlichen auf den schulbereich beschränken und ein-
richtungen der kindertagesbetreuung davon ausnehmen wollen .198 Allerdings wider - 
spricht diese Auslegung sowohl dem weit gefassten Wortlaut der Vorschrift –  
bildungsinfrastruktur ist eben nicht schulinfrastruktur – als auch der gesetzesbe-
gründung .199 Für die Frage von investitionen im ganztags- bzw . hortbereich können 
die vorgebrachten einwände allerdings dahinstehen, da dieser so eng mit der schule 
verknüpft ist, dass er in jedem Fall unter die Vorschrift fällt . der bund kann den län-

194  die bundesgelder müssen durch eigenleistungen der länder komplementiert werden, vgl . Art . 104c s . 2 
i . V . m . Art . 104b Abs . 2 s . 4 gg .

195  Vgl . schwarz, in: Maunz/dürig, gg kommentar (86 . lfg . Januar 2019), Art . 104b rn . 44–46 m . w . n .
196  Art . 104c gg in der Fassung des gesetzes zur Änderung des grundgesetzes (Art- 104b, 104c, 104d, 125c, 

143e) vom 28 .03 .2019, bgbl . i 2019, s . 404 .
197  Vgl . bt-drucks . 14/3440, s . 10 .
198  etwa rixen, nVwz 2019, 432 (434): „kindertagesstätten [kitas] sind keine ,kommunale bildungsinfrastruk-

tur‘, also schulgebäude im sinne dieser Vorschrift .“
199  siehe bt-drucks . 14/3440, s . 10: „der begriff der kommunalen bildungsinfrastruktur umfasst die bildungs-

bezogenen einrichtungen der kommunalen ebene . das sind allgemein- und berufsbildende schulen sowie 
kinderbetreuungseinrichtungen, die einen öffentlichen bildungsauftrag auf kommunaler ebene wahrneh-
men […] .“ der bildungsauftrag von tageseinrichtungen ist bestandteil ihres Förderauftrags nach § 22 Abs . 3 
sgb Viii; siehe ausf . auch oben unter iii .1 .
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dern daher – etwa im rahmen eines „ganztagspaktes“200 – zukünftig zweckgebun-
dene Mittel für sachinvestitionen (und unmittelbar damit zusammenhängende, be-
fristete Ausgaben) im bereich der ganztagsbetreuung zur Verfügung stellen, soweit 
sie einer „steigerung der leistungsfähigkeit der kommunalen bildungsinfrastruktur“ 
zu dienen bestimmt sind .

diese Option ist parallel zur Frage der Festlegung von Qualitätskriterien im 
sgb Viii oder über ein Qualitätsgesetz zu betrachten . soweit also, mit anderen Wor-
ten, Finanzhilfen des bundes für sachinvestitionen zum Ausbau der ganztags- und 
hortbereiche der schulen in rede stehen, können entsprechende regelungen im 
rahmen von Vereinbarungen nach Art . 104c gg – im sinne eines „ganztagspaktes“ 
vergleichbar dem „digitalPakt schule“ – getroffen werden . hier kann der bund durch 
Vorgaben, etwa zur räumlichen gestaltung oder Mindestausstattung des hortbe-
reichs, mit den ländern verbindliche Qualitätsstandards vereinbaren . die Finanzzu-
weisungen können dann unmittelbar an die erfüllung der Verpflichtungen geknüpft 
werden . Außerdem stehen dem bund entsprechend Art . 104c s . 2 i . V . m . Art . 104b 
Abs . 2 s . 3 und 5 gg entsprechende kontrollbefugnisse zu .

200  zur rechtlichen Ausgestaltung des „digitalPakts schule“ siehe Wrase, Ausstattung von lehrkräften mit 
digitalen Arbeitsgeräten, 2018, s . 4 . 
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V
erGeBnisse der VerfassunGs
rechtlichen PrüfunG

die wesentlichen ergebnisse der verfassungsrechtlichen Prüfung lassen sich wie 
folgt festhalten:
•	 der Auftrag des kinder- und Jugendhilferechts, der in der konkurrierenden 

gesetzgebungszuständigkeit des bundes nach Art . 7 Abs . 1 nr . 7 gg („öffentli-
che Fürsorge“) seine kompetenzrechtliche grundlage findet, erstreckt sich auch 
auf den bereich der Förderung und betreuung im schulischen ganztag . die 
gesetzgebungskompetenz ist entsprechend dem zweck des sozialpädagogi-
schen Auftrags weit auszulegen .

•	 erfasst werden dabei auch bildungsangebote, jedenfalls soweit der bundesge-
setzgeber nicht übermäßig in kernbereiche des schulrechts, das nach Art . 70 
Abs . 1 gg in der gesetzgebungskompetenz der länder liegt, übergreift .

•	 die schulaufsicht der länder wird durch die einführung eines rechtsanspruchs 
auf ganztagsbetreuung im sgb Viii insoweit tangiert, als der eingeführte 
betreuungs- und Förderanspruch über ein rein additives Modell, d . h . ein unver-
bundenes nebeneinander von schule und hortbetreuung, hinausgeht . das ist 
der Fall, wenn etwa vorgegeben wird, dass die hortbetreuung im schulgebäude 
selbst oder im unmittelbaren umfeld der schule sicherzustellen ist, dass sie in 
gesamtverantwortung oder in kooperation mit der schulleitung zu erfolgen hat 
und dass sie nach Möglichkeit einem abgestimmten pädagogischen konzept 
folgend das schulische Angebot „ergänzt“ . gleiches gilt für die Festlegung einer 
gesamtbetreuungszeit, die auch unterrichtsfreie zeiten am Vormittag umfasst . 
dies führt zwangsläufig zu weiter gehenden schulorganisatorischen entschei-
dungen . eine reine halbtagsschule klassischer Prägung ist damit nicht (mehr) 
vereinbar . 

•	 Maßgeblich für die grenzziehung gegenüber den länderkompetenzen ist, 
inwiefern der bundesgesetzgeber sich an dieser stelle auf entsprechende 
schnittstellenregelungen beschränkt und die schulhoheit der länder nicht 
übermäßig beschneidet . 

•	 danach ist es z . b . zulässig, wenn als Qualitätsmaßstab im sgb Viii oder in einem 
Qualitätsgesetz festgelegt wird, dass das betreuungsangebot das schulische 
Angebot „ergänzen“ und insoweit in kooperativer gesamtverantwortung mit der 
schulleitung entwickelt und durchgeführt werden soll . eine solche regelung 
belässt den ländern weitreichende Möglichkeiten, unterschiedliche Modelle des 
schulischen ganztags zu verfolgen . 

•	 Überschritten wäre die grenze der gesetzgebungskompetenz der „öffentlichen 
Fürsorge“ nach Art . 74 Abs . 1 nr . 7 gg hingegen dann, wenn auf bundesebene 
z . b . die rhythmisierung der verpflichtenden unterrichtseinheiten in den nach-
mittag hinein vorgeschrieben würde, was im ergebnis der bundesweiten 
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einführung eines gebundenen ganztagsbetriebs gleichkäme . gleiches würde 
gelten, wenn der bund über sgb Viii die nachmittagsförderung (teilweise) 
verpflichtend ausgestalten würde .

•	 in jedem Fall bedarf es einer kollisionsnorm im bundesrecht, wonach schul-
rechtliche regelungen des ganztags gegenüber dem rechtsanspruch auf 
ganztagsbetreuung vorrangig sind . dabei ist leistungskongruenz sicherzustel-
len .

•	 die erforderlichkeit einer bundesgesetzlichen regelung zur „herstellung 
gleichwertiger lebensverhältnisse“ im bundesgebiet nach Art . 72 Abs . 2 gg 
verlangt, dass sich die lebensverhältnisse in den ländern in einer das „bundes-
staatliche sozialgefüge beeinträchtigenden Weise auseinanderentwickelt 
haben“ oder sich eine solche entwicklung konkret abzeichnet . dies hat der 
bundesgesetzgeber auf fundierter grundlage oder mithilfe von statistiken 
darzulegen . in bezug auf die einführung eines Anspruchs auf ganztagsbetreu-
ung für grundschulkinder im sgb Viii ist dieses erfordernis mit blick auf das 
massive Auseinanderklaffen des Angebots in den bundesländern erfüllt . 

•	 der gleiche Maßstab gilt, wenn bestimmte Qualitätsstandards als Mindeststan-
dards oder bestimmte handlungsfelder im rahmen eines Qualitätsgesetzes 
bundesgesetzlich festgelegt werden sollen . es muss sich demnach um Anforde-
rungen handeln, die erstens nach dem diskussionsstand der Fachwissenschaft 
bzw . -praxis für eine förderliche ganztagsbetreuung notwendig sind und bei 
denen zweitens zumindest in einzelnen bundesländern oder regionen erhebli-
che nachholbedarfe konstatiert werden können .

•	 der regelungsansatz des kiQutg kann grundsätzlich auch auf den bereich der 
ganztagsbetreuung von (grund-)schulkindern angewendet werden; dies wäre 
insb . durch eine erweiterung des Anwendungsbereichs möglich . ein solches 
kooperatives steuerungsmodell ist auch mit Art . 72 Abs . 2 gg, der gerade keine 
„bundeseinheitliche“ regelung verlangt, vereinbar . Allerdings muss sich das 
gesetzgeberische konzept zur herstellung gleichwertiger lebensverhältnisse im 
bundesgebiet als tatsächlich geeignet erweisen, wobei dem bundesgesetzgeber 
ein einschätzungsspielraum zukommt . 

•	 Jedoch treffen den bundesgesetzgeber beobachtungs- und nachbesserungs-
pflichten . spätestens nach durchführung der im kiQutg festgelegten evaluation 
wird er die Wirksamkeit des gesetzes mit blick auf die konvergenz zwischen 
den bundesländern genauer darlegen und ggf . nachjustieren müssen .

•	 einwände gegen das kiQutg wegen umgehung finanzverfassungsrechtlicher 
Vorschriften sind im ergebnis nicht begründet . die zur Prüfung stehenden 
regelungen lassen die horizontale Verteilung der umsatzsteuererträge nach Art . 
107 gg unberührt . die Finanzzuweisungen des bundes nach dem FAg sind auch 
nicht in unzulässiger Weise an die erfüllung der Verträge nach Art . 4 kiQutg 
geknüpft . 

•	 bei den abgeschlossenen Verträgen nach § 4 kiQutg handelt sich um rechtsver-
bindliche Verträge, die entweder als Verwaltungsabkommen oder als staatsver-
träge zu qualifizieren sind . der einzige nach dem kiQutg vorgesehene Weg, die 

ergebnisse der verfassungsrechtlichen Prüfung
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länder zur erfüllung ihrer Verpflichtungen anzuhalten, ist das jährliche Monito-
ring . es wäre dabei verfassungsrechtlich zulässig, ein solches Monitoring, etwa 
durch Übertragung an ein unabhängiges expert*innengremium bzw . einer 
befugnis zur Feststellung von umsetzungsmängeln in den ländern, noch 
effektiver auszugestalten . die rückforderung von geldern oder strafzahlungen 
ist aufgrund der zwingenden Vorschriften des Finanzverfassungsrechts nicht 
zulässig . 

•	 Art . 104c gg in seiner im März 2019 geänderten Fassung lässt Finanzhilfen des 
bundes an die länder „für gesamtstaatlich bedeutsame investitionen sowie 
besondere, mit diesen unmittelbar verbundene, befristete Aufgaben der länder 
und gemeinden (gemeindeverbände) zur steigerung der leistungsfähigkeit der 
kommunalen bildungsinfrastruktur“ zu . hierunter fallen für den ganztag und 
den hort besonders bedeutsame sachinvestitionen wie etwa der neu- und 
umbau von schulanlagen, z . b . die errichtung von schulkantinen, gebäuden und 
räumen für den Freizeit- und hortbereich etc ., sowie die sanierung von gebäu-
den einschließlich der notwendigen einrichtung und Ausstattung . 

•	 diese Option ist parallel zur Frage der Festlegung von Qualitätskriterien im sgb 
Viii oder über ein Qualitätsgesetz zu betrachten . soweit folglich Finanzhilfen des 
bundes für sachinvestitionen zum Ausbau der ganztags- und hortbereiche der 
schulen in rede stehen, können entsprechende regelungen im rahmen von 
Vereinbarungen nach Art . 104c gg – im sinne eines „ganztagspaktes“ – getrof-
fen werden . 

einheitliche Qualitäts kriterien für den ganztag im grundschulalter 
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Vi
emPfehlunGen für eine  Gestufte 
umsetzunG Von Qualitäts
standards auf BundeseBene

Ausgehend von der verfassungsrechtlichen Prüfung soll im Folgenden skizziert 
werden, wie ein gestuftes Vorgehen bei der normierung des rechtsanspruchs auf 
ganztagsbetreuung und der Festlegung von Qualitätskriterien auf bundesebene 
aussehen könnte . dabei sollen die bestehenden regelungsinstrumente zugrunde 
gelegt und im rahmen des verfassungsrechtlichen rahmens auf den ganztagsan-
spruch angewendet bzw . Möglichkeiten einer Fortentwicklung aufgezeigt werden . in 
diesem zusammenhang wird auf die bisherigen diskussionen im expert*innenkreis 
zurückgegriffen .201 die entwickelten Vorschläge und empfehlungen verstehen sich 
ausdrücklich nur als grundlage für die weitere diskussion und bearbeitung, die im 
rahmen der einschlägigen Fachkreise unter einbeziehung der sozialpädagogischen, 
bildungs- und erziehungswissenschaftlichen und sozialwissenschaftlichen diszipli-
nen erfolgen muss .202

1 konkretisierunGen im rahmen des rechts
ansPruchs

zentrale Merkmale des subjektiven rechtsanspruchs auf betreuung und Förderung 
im ganztag sollten tatbestandlich unmittelbar in der Anspruchsnorm des sgb Viii 
verankert sein . sie sind dann für die kinder bzw . ihre eltern als gesetzliche Vertre-
ter*innen vor gericht einklagbar . nach dem gegenwärtigen stand der diskussion ge-
hören hierzu die Festlegung einer (ggf . bedarfsgebundenen) gesamtbetreuungszeit 
von mindestens acht stunden pro tag für fünf tage in der Woche (Montag bis Frei-
tag) einschließlich der Ferienzeiten sowie die bereitstellung eines Mittagessens . Ob 
auch die gewährleistung einer hausaufgabenbetreuung im rechtsanspruch selbst 
festgeschrieben werden soll, lässt sich aus den bisherigen stellungnahmen des Mi-
nisteriums nicht genau ersehen .203 

Weitere konkretisierungen im sinne von zentralen Qualitätsanforderungen 
sind denkbar . es wäre dabei möglich, auch unbestimmte rechtsbegriffe zu verwen-
den .204 dann wäre es die Aufgabe der rechtsprechung, diese in einzelnen Fällen mit 

201  siehe oben unter ii .3 .
202  Vgl . auch Münder, sicherung der Qualität, 2018, s . 7 .
203  siehe oben unter ii .1 .
204  Vgl . Münder, sicherung der Qualität, 2018, s . 14 f ., der unter dem gesichtspunkt der „rechtsklarheit“ fordert, 

dass Qualitätsaspekte in einem gesetz so präzisiert sein müssen, dass sie „handlungsleitend werden können 
für diejenigen, die diesen Anforderungen nachkommen müssen, d . h . rechtlich so genau sein müssen, dass 
sie im rahmen der anerkannten Methoden der rechtsauslegung ausgelegt und präzisiert werden können .“
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blick auf die Praxis zu konkretisieren und damit Mindeststandards vorzugeben . so 
könnte bspw . festgeschrieben werden, dass Anspruch auf ein „qualitativ hochwerti-
ges“ betreuungsangebot besteht oder dass die Förderung „unter Anleitung von 
Fachkräften“ (siehe die legaldefinition in § 72 Abs . 1 s . 1 sgb Viii) durchzuführen ist .

Wie bereits ausführlicher dargelegt, muss eine kollisionsvorschrift eingefügt 
werden, die (zumindest) bei leistungskongruenz einen Vorrang des schulrechts der 
länder statuiert .205 

2 festleGunGen im rahmen des förderunGs
auftraGs

ein naheliegender Weg ist, zentrale Qualitätsmerkmale im rahmen der konkretisie-
rung des Förderungsauftrags in den §§ 22 und 22a sgb Viii objektiv-rechtlich fest-
zulegen . hierzu könnten in die genannten Paragrafen jeweils Absätze aufgenommen 
werden, die sich mit der ganztagsförderung von schulkindern befassen . es könnte 
z . b . bestimmt werden, dass die Förderung von schulkindern im hort nach einem „in 
gemeinsamer Verantwortung mit der schulleitung entwickelten und auf das schuli-
sche Angebot abgestimmten konzept“ erfolgen und „unter Anleitung von Fachkräf-
ten“ durchgeführt werden soll .206 

es sollte angestrebt werden, zumindest zentrale Qualitätskriterien des Förder-
auftrags im ganztagsbereich in § 22a sgb Viii zu verankern, da dort im gegensatz zur 
tagesbetreuung im frühkindlichen bereich spezifische regelungen zur Förderung im 
hort nach § 24 Abs . 4 sgb Viii bislang (weitestgehend207) fehlen . Auch „passen“ ein-
zelne bestimmungen, wie § 22a Abs . 3 sgb Viii, wonach das Angebot sich „pädago-
gisch und organisatorisch“ primär „an den bedürfnissen der kinder und ihrer Famili-
en orientieren“ soll für die ganztagsförderung, die ja auch eine Abstimmung auf das 
schulische Angebot erfordert, nicht wirklich .

es könnte etwa festgeschrieben werden, dass individuelle unterstützungsan-
gebote und Fördermöglichkeiten, insb . eine angemessene betreuung bei der bear-
beitung von hausaufgaben, sicherzustellen und dass möglichst auch leistungsange-
bote für bildung und teilhabe nach §§ 28 ff . sgb ii, §§ 34 ff . sgb Xii, § 6b bkgg sowie 
§ 3 Abs . 3 Asylblg bereitzuhalten sind .208

eine weitere zu regelnde Frage betrifft die Förderung von kindern mit behinde-
rungen . Für sie müssen in umsetzung von Art . 24 un-behindertenrechtskonvention 
(un-brk) spezielle unterstützungsmaßnahmen und angemessene Vorkehrungen 
bereitgestellt werden .209 dies ist in § 22a Abs . 4 sgb Viii bislang nicht in dem notwen-
dige Maße verankert . der (vorerst) gescheiterte gesetzentwurf für ein kinder- und 

205  siehe oben unter iii .3 .
206  siehe oben unter ii .3 .
207  einzige Ausnahme ist § 22a Abs . 2 s . 1 nr . 3 sgb Viii, der einen allgemeinen Auftrag des trägers der öffent-

lichen Jugendhilfe zur zusammenarbeit mit der schule „in horten“ formuliert .
208  zu den Änderungen nach dem starke-Familien-gesetz siehe oben in Fn . 54 .
209  siehe Wrase, rdJb 2017, 153 (166 ff .); speziell für die ganztagsschule vgl . auch steg 2015, schulleitungs-

befragung, s . 90 ff .
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Jugendhilfestärkungsgesetz (kJsg) hatte vorgesehen, die einschränkung des erfor-
derlichen hilfebedarfs in der Vorschrift zu streichen und die Passage aufzunehmen: 
„die besonderen bedürfnisse von kindern mit behinderungen und von kindern, die 
von behinderung bedroht sind, sind zu berücksichtigen .“210 dies dürfte für die umset-
zung des Art . 24 Abs . 2 lit . c–d un-brk nicht ausreichen, ist aber als ein schritt in die 
richtige richtung zu werten .211 Auch sollten die bestimmungen zur Förderung im 
ganztagsbereich mit den Vorschriften zur teilhabe an bildung im neuen eingliede-
rungshilferecht (siehe § 112 Abs . 1 s . 2 sgb iX in der ab dem 01 .01 .2020 geltenden 
Fassung) kompatibilisiert werden, um die unterstützung von schulkindern mit be-
hinderungen über den gesamten schultag einschließlich der Förderung über den 
nachmittag sicherzustellen .212

3 auf dem WeG zum „GanztaGsPakt“? inVestitionen 
in die kommunale BildunGsinfrastruktur nach  
art. 104c GG

eine finanzielle Förderung des bundes für investitionsvorhaben im bereich baulicher 
Maßnahmen und der Ausstattung von ganztagsschulen ist, wie gesehen, über Art . 
104c gg möglich .213 es können damit zugleich standards für die räumlichen Voraus-
setzungen und die notwendige sachliche Ausstattung verbunden werden . Wie müss-
te eine gute ganztagsschule räumlich-architektonisch gestaltet sein? Wie lassen sich 
bestehende schulanlagen entsprechend erweitern und umrüsten? Mit diesen oder 
ähnlichen Fragen könnten Überlegungen für einen „ganztagspakt“ – vergleichbar 
dem „digitalPakt schule“ – angeregt und wissenschaftlich vorbereitet werden . 

4 BestimmunG Von handlunGsfeldern für die  
QualitätsentWicklunG entsPrechend dem kiQutG

Wie dargelegt, könnte das kooperative steuerungsmodell des kiQutg auch für die 
Qualitätsentwicklung bei der ganztagsförderung genutzt werden . es wäre nicht 
schwer, die betreuung von schulkindern (im grundschulbereich) in das gesetz auf-
zunehmen . Jedoch müssten andere handlungsfelder für die Qualitätsentwicklung 
benannt werden als die, die für den frühkindlichen bereich in § 2 kiQutg angeführt 
sind .214 insofern sollte es die Aufgabe der fachwissenschaftlichen diskussion sein, 
Qualitätsmerkmale und handlungsfelder zu identifizieren, über deren bedeutung für 
die ganztagsbetreuung ebenso wie im frühkindlichen bereich (weitgehender) kon-
sens hergestellt werden kann . Am ende eines solchen Prozesses könnte die Festle-

210  bt-drucks . 18/12330, s . 12, s . 48 .
211  Vgl . Wrase, Auf dem Weg zu einem inklusiven sgb Viii, i . e . 2019 . 
212  nachweise zur rspr . siehe oben in Fn . 130 .
213  siehe oben unter iV .
214  siehe oben unter iii .5 .a .

einheitliche Qualitäts kriterien für den ganztag im grundschulalter 



61

gung eines dem § 2 kiQutg entsprechenden „instrumentenkastens“ für den ganztag 
stehen .

zugleich sollte die entwicklung des kiQutg mit blick auf dessen tatsächliche 
steuerungswirkung beobachtet und eine wissenschaftliche diskussion darüber ge-
führt werden, wie sich das Monitoring effektuieren ließe und/oder welche alternati-
ven steuerungsmöglichkeiten über kooperatives handeln innerhalb des gegebenen 
verfassungsrechtlichen rahmens denkbar und ggf . erfolg versprechend wären .215

215  dazu oben unter iii .5 .b–d .
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zu hintergrund und zielsetzung des rechtsgutachtens
die große koalition hat in ihrem koalitionsvertrag vom 12 .03 .2018 die einführung 
eines rechtsanspruchs auf einen ganztagsplatz für kinder im grundschulalter ab 
dem Jahr 2025 angekündigt . dieser rechtsanspruch soll im sozialgesetzbuch Viii 
verankert werden . in der laufenden legislaturperiode soll außerdem ein investiti-
onspaket des bundes in höhe von 2 Mrd . eur aufgelegt werden, um den Ausbau 
von betreuungsplätzen für grundschulkinder zu fördern . 

Flankierend zu diesem gesetzesvorhaben haben Arbeiterwohlfahrt bundes-
verband, bertelsmann stiftung, robert bosch stiftung und stiftung Mercator eine 
expert*innenrunde initiiert . expertinnen und experten aus unterschiedlichen 
Feldern arbeiten über einen zeitraum von etwa anderthalb Jahren in einem ver-
traulichen rahmen zusammen, um maßgebliche offene Fragen, die für eine quali-
tätsvolle umsetzung des rechtsanspruchs auf einen ganztagsplatz beantwortet 
werden müssen, zu identifizieren . Mit der einrichtung dieses expert*innenkreises 
wollen die vier Organisationen einen beitrag dazu leisten, dass das guten ganztag-
sangeboten innewohnende Potenzial für mehr chancengerechtigkeit und damit für 
bessere entwicklungs- und teilhabechancen von kindern ausgeschöpft werden 
kann . 

das vorliegende rechtsgutachten von Professor Wrase wurde von der 
stiftung Mercator im kontext dieser expert*innenrunde im Frühjahr 2019 in Auftrag 
gegeben . es knüpft an zwei gutachten von Professor Münder an, der sich 2017 für 
das bundesfamilienministerium mit rechtlichen regelungsmöglichkeiten allgemein 
befasste und 2018 im kontext der expert*innenrunde im Auftrag der bertelsmann 
stiftung  erörterte, auf welche Weise die Qualität betreffende Fragen im zusam-
menhang mit der einführung des rechtsanspruchs geregelt werden können . im 
gutachten adressiert Professor Wrase nun die Frage, inwiefern angesichts der im 
koalitionsvertrag vorgesehenen Vielfalt an betreuungsformen in ländern und 
kommunen eine  bundesgesetzliche regelung zu einheitlich guter Qualität für 
grundschulkinder in ganz deutschland beitragen kann . dabei geht er besonders auf 
das steuerungsmodell des kita-Qualitäts- und teilhabegesetzes für die umsetzung 
des rechtsanspruchs auf ganztagsbetreuung und damit zusammenhängende 
verfassungsrecht liche Fragen ein .

über den autor
Prof . dr . Michael Wrase ist Professor für öffentliches recht mit den schwerpunkten 
sozial- und bildungsrecht am institut für sozial- und Organisationspädagogik der 
universität hildesheim und am Wissenschaftszentrum berlin für sozialforschung 
(Wzb) . seine Forschungsschwerpunkte liegen in den bereichen Verfassungsrecht, 
bildungsrecht, sozialrecht, Antidiskriminierungsrecht und rechtssoziologie .
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